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98. Verordnung: Sozialwirtschaftliche Studienordnung

99. Verordnung: Volkswirtschaftliche Studienordnung
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1 0 1 . Verordnung: Handelswissenschaftliche Studienordnung

102. Verordnung: Wirtschaftspädagogische Studienordnung

103. Verordnung: Abänderung der Prüfungstaxenverordnung

9 7 . Verordnung des Bundesministeriums für
Unterricht vom 6. März 1967 über eine
Studienordnung für die soziologische Studien-

richtung (soziologische Studienordnung)

Auf Grund der Bestimmungen der §§ 2 bis 7
des Bundesgesetzes über sozial- und wirtschafts-
wissenschaftliche Studienrichtungen, BGBl.
Nr. 179/1966, in Verbindung mit den Bestim-
mungen des Allgemeinen Hochschul-Studien-
gesetzes, BGBl. Nr. 177/1966, wird verordnet:

§ 1 . E i n r i c h t u n g

(1) Die soziologische Studienrichtung ist an
der Rechts- und staatswissenschaftlichen Fakultät
der Universität in Wien sowie an der Sozial-,
wirtschafts- und rechtswissenschaftlichen Fakultät
der Hochschule für Sozial- und Wirtschafts-
wissenschaften in Linz einzurichten.

(2) An der Sozial-, wirtschafts- und rechts-
wissenschaftlichen Fakultät der Hochschule für
Sozial- und Wirtschaftswissenschaften in Linz
sind alle acht Semester der soziologischen Stu-
dienrichtung sogleich einzurichten. An der
Rechts- und staatswissenschaftlichen Fakultät der
Universität in Wien sind im Studienjahr 1966/67
die beiden ersten Semester der soziologischen
Studienrichtung einzurichten. In den Studien-
jahren 1967/68, 1968/69 und 1969/70 hat die
Einrichtung von je zwei weiteren Semestern
hinzuzutreten.

§ 2. S t u d i e n a b s c h n i t t e u n d
S t u d i e n d a u e r

(1) Das soziologische Studium besteht aus
zwei Studienabschnitten in der Dauer von je vier
Semestern.

(2) Der erste Studienabschnitt hat die Aufgabe,
in die Sozial- und Wirtschaftswissenschaften ein-
zuführen und die Grundlagen für die sozio-
logische Berufsvorbildung zu vermitteln.

(3) Der zweite Studienabschnitt dient der Ver-
tiefung, Bildung und Ausbildung auf dem Ge-
biete der Soziologie.

(4) Jeder Studienabschnitt wird mit einer
Diplomprüfung abgeschlossen.

(5) Die Zulassung zur zweiten Diplomprüfung
ist von der Approbation einer Diplomarbeit ab-
hängig.

(6) Der wissenstheoretischen und philosophi-
schen Vertiefung der Fachgebiete der soziologi-
schen Studienrichtung ist durch Lehrveranstaltun-
gen im Wahlfach „Philosophie" (§ 3 Abs. 2 lit. g),
der Erfassung der Fachgebiete in historischer,
wissenschaftsgeschichtlicher und soziologischer
Weise in den Lehrveranstaltungen des Pflicht-
faches „Allgemeine Soziologie und Sozial-
forschung" (§ 3 Abs. 2 lit. c) sowie in den Lehr-
veranstaltungen der Wahlfächer „Geschichte"
und „Wirtschafts- und Sozialgeschichte" (§ 3
Abs. 2 lit. g) Rechnung zu tragen (§15 Abs. 5
des Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes).

§ 3 . P f l i c h t f ä c h e r u n d W a h l f ä c h e r
im e r s t e n S t u d i e n a b s c h n i t t

(1) Im ersten Studienabschnitt sind in jedem
Semester mindestens 20 Wochenstunden zu
inskribieren. Bei Inskription von wenigstens
15 Wochenstunden kann aber die geringere Zahl
von Wochenstunden in einem Semester durch
Inskription einer größeren Zahl von Wochen-
stunden in einem anderen Semester des ersten
Studienabschnittes ausgeglichen werden.
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(2) Während des ersten Studienabschnittes sind
in den folgenden Pflicht- und Wahlfächern zu
inskribieren:

Das Professorenkollegium hat unter Berück-
sichtigung der an der betreffenden Hochschule
oder an einer anderen Hochschule des betreffen-
den Hochschulortes vorhandenen Lehr- und
Forschungseinrichtungen festzustellen, für welche
der unter lit. g genannten Fächer Lehrveranstal-
tungen im angegebenen Ausmaß durchgeführt
werden können.

(3) Die ordentlichen Hörer haben im ersten
Studienabschnitt aus den Pflicht- und Wahl-
fächern einschließlich der Übungen, Proseminare,
Seminare, Privatissima, Praktika, Arbeitsgemein-
schaften und Konversatorien insgesamt
68 Wochenstunden zu inskribieren. Über die im
Abs. 2 für jedes Pflicht- und Wahlfach festgelegte
Mindeststundenzahl hinaus hat das Profes-

sorenkollegium durch den Studienplan (§17 des
Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes) für wei-
tere Lehrveranstaltungen im Ausmaß von wenig-
stens 18 Wochenstunden vorzusorgen. Es hat
hiebei auf die vorhandenen Lehr- und For-
schungseinrichtungen sowie auf die Bildung wis-
senschaftlicher Schwerpunkte Bedacht zu nehmen.

(4) Soweit es zur Ergänzung und Abrundung
des Studiums erforderlich ist, kann das Profes-
sorenkollegium im Studienplan die ordentlichen
Hörer zur Ablegung von Vorprüfungen aus
höchstens zwei der im Abs. 2 lit. g erwähnten
Fächer nach Wahl des ordentlichen Hörers ver-
halten. Die Wahl desselben Faches als Wahlfach
gemäß Abs. 2 lit. g und als Vorprüfungsfach ist
unzulässig. Aus jedem der Vorprüfungsfächer
sind Lehrveranstaltungen im Ausmaß von wenig-
stens 4 Wochenstunden zu inskribieren.

(5) Das Professorenkollegium hat bei der Er-
lassung des Studienplanes darauf zu achten, daß
die gemäß § 27 Abs. 2 des Allgemeinen Hoch-
schul-Studiengesetzes zwecks Zulassung zur ersten
Diplomprüfung zu fordernde Teilnahme an
Übungen, Proseminaren, Seminaren, Privatissima,
Praktika, Arbeitsgemeinschaften und Konversa-
torien den ordentlichen Hörern spätestens im
vierten Semester des ersten Studienabschnittes,
und zwar zu einem Zeitpunkt ermöglicht wird,
der die Ablegung der Einzelprüfungen der ersten
Diplomprüfung in gleichmäßigen zeitlichen Ab-
ständen gestattet.

(6) Die ordentlichen Hörer haben das von
ihnen gemäß Abs. 2 lit. g gewählte Wahlfach
anläßlich der Anmeldung zur ersten Diplom-
prüfung bekanntzugeben.

(7) Die nach Inskription der gemäß Abs. 2
lit. a bis f vorgeschriebenen Pflichtfächer, des
nach Abs. 2 lit. g zu wählenden Wahlfaches und
der. allenfalls nach Abs. 4 zu wählenden Vor-
prüfungsfächer auf die im Abs. 1 festgelegte Zahl
von Wochenstunden noch fehlende Zahl von
Wochenstunden ist durch Inskription beliebiger
Lehrveranstaltungen als Freifächer zu erfüllen.
Die im Studienplan empfohlenen Freifächer sind
besonders zu beachten.

§ 4. Z u l a s s u n g z u r e r s t e n D i p l o m -
p r ü f u n g

Die Zulassung zur ersten Diplomprüfung setzt
voraus:

a) die Inskription von vier Semestern (§ 2
Abs. 1), während der nach Maßgabe des
Studienplanes die vorgesehenen Lehrveran-
staltungen aus den Pflichtfächern (§ 3
Abs. 2 lit. a bis f), dem Wahlfach (§ 3
Abs. 2 lit. g) und aus den allenfalls zu
wählenden Vorprüfungsfächern (§ 3 Abs. 4)
zu inskribieren sind;
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b) hiebei ist das Studienbuch zur persönlichen
Vidierung den Vortragenden oder Leitern
derjenigen Lehrveranstaltungen vorzu-
legen, für welche das Professorenkollegium
dies gemäß § 10 Abs. 5 des Allgemeinen
Hochschul-Studiengesetzes aus pädagogi-
schen Gründen beschlossen hat;

c) insgesamt muß einschließlich der Frei-
fächer (§ 3 Abs. 7) die in § 3 Abs. 1 fest-
gesetzte Zahl von inskribierten Wochen-
stunden erreicht werden;

d) die positive Beurteilung der Teilnahme an
den im Studienplan vorgeschriebenen
Übungen, Proseminaren, Seminaren, Priva-
tissima, Praktika, Arbeitsgemeinschaften
und Konversatorien;

e) die Ablegung der gemäß § 3 Abs. 4 allen-
falls vorgeschriebenen Vorprüfungen. Die
für das Fach der Vorprüfungen in Betracht
kommenden Lehrveranstaltungen sind im
Rahmen des Studienplanes so anzusetzen,
daß die ordentlichen Hörer zu den Vor-
prüfungen spätestens am Ende des dritten
Semesters des ersten Studienabschnittes an-
treten können;

f) den Nachweis der Kenntnis einer für das
Studium der Sozial- und Wirtschafts-
wissenschaften wichtigen lebenden Fremd-
sprache (Englisch, Französisch, Italienisch,
Spanisch, Russisch) im Ausmaße des Lehr-
planes der Handelsakademie oder einer
allgemeinbildenden höheren Schule sowie
den Nachweis der Kenntnis des Rechnungs-
wesens im Ausmaße des Lehrplanes der
Handelsakademie oder des Abiturienten-
lehrganges der Handelsakademie. Soweit
die ordentlichen Hörer den Nachweis nicht
durch eine positive Note im Reifezeugnis
einer der erwähnten Schulen erbringen,
sind gleichwertige Nachweise vorzulegen.
Die Beurteilung der Gleichwertigkeit fällt
als Studienangelegenheit gemäß § 26 Abs. 2
lit. m, § 52 Abs. 2 lit. m des Hochschul-
Organisationsgesetzes in den autonomen
Wirkungsbereich des Professorenkolle-
giums. Ordentliche Hörer, welche die er-
wähnten Nachweise nicht durch das Reife-
zeugnis einer der erwähnten Schulen er-
bringen können, sind auf die Möglichkeit
der Inskription von Lehrveranstaltungen
aus lebenden Fremdsprachen und dem
Rechnungswesen als Freifächer gemäß § 3
Abs. 7 hinzuweisen;

g) die Bezahlung der Prüfungstaxe.

§ 5. E r s t e D i p l o m p r ü f u n g

(1) Die erste Diplomprüfung ist eine Gesamt-
prüfung, die in der Form von Teilprüfungen von

Einzelprüfern abzuhalten ist. Die Reihenfolge
der Prüfungsfächer hat der Kandidat bei der An-
meldung zur Prüfung zu bestimmen.

(2) Mit der Ablegung der Teilprüfungen der
ersten Diplomprüfung kann frühestens nach
Inskription des vierten Semesters begonnen wer-
den. In den zweiten Studienabschnitt ist ein
Semester nur einrechenbar, wenn spätestens eine
Woche vor Ende der ordentlichen Inskriptions-
frist (§ 19 Abs. 3 des Allgemeinen Hochschul-
Studiengesetzes) die erste Diplomprüfung mit
Erfolg abgelegt wurde.

(3) Prüfungsgegenstände der ersten Diplom-
prüfung sind:

a) Österreichisches bürgerliches Recht, Han-
dels- und Wertpapierrecht;

b) Österreichisches Verfassungs- und Ver-
waltungsrecht;

c) eines der im § 3 Abs. 2 lit. e und f ge-
nannten Fächer nach Wahl des Kandidaten;

d) Statistik und Mathematik für Sozial- und
Wirtschaftswissenschafter;

e) das Wahlfach gemäß § 3 Abs. 2 lit. g;
f) auf Antrag des Kandidaten eines oder

mehrere der gemäß § 3 Abs. 7 inskribierten
Freifächer.

(4) Die Teilprüfungen der ersten Diplom-
prüfung sind mündlich abzuhalten. Das
Professorenkollegium kann jedoch aus pädago-
gischen Gründen auch eine schriftliche Prüfung
aus „Österreichischem bürgerlichen Recht, Han-
dels- und Wertpapierrecht" (Abs. 3 lit. a) und
aus „Statistik und Mathematik für Sozial- und
Wirtschaftswissenschafter" (Abs. 3 lit. d) fordern.

§ 6. P f l i c h t f ä c h e r u n d W a h l f ä c h e r
im z w e i t e n S t u d i e n a b s c h n i t t

(1) Im zweiten Studienabschnitt sind in jedem
Semester mindestens 18 Wochenstunden zu
inskribieren, doch kann bei Inskription von
wenigstens 12 Wochenstunden die geringere Zahl
der Wochenstunden in einem Semester durch
Inskription einer größeren Zahl von Wochen-
stunden in einem anderen Semester des zweiten
Studienabschnittes ausgeglichen werden.

(2) Während des zweiten Studienabschnittes
sind aus den Pflicht- und Wahlfächern mindestens
zu inskribieren:
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Das Professorenkollegium hat unter Berück-
sichtigung der an der betreffenden Hochschule
oder an einer anderen Hochschule des betreffen-
den Hochschulortes vorhandenen Lehr- und
Forschungseinrichtungen festzustellen, für welche
der unter lit. e erwähnten Fächer Lehrveran-
staltungen im angegebenen Ausmaß durchgeführt
werden können.

(3) Die ordentlichen Hörer haben im zweiten
Studienabschnitt aus den Pflicht- und Wahl-
fächern einschließlich der Übungen, Proseminare,
Seminare, Privatissima, Praktika, Arbeits-
gemeinschaften und Konversatorien insgesamt
60 Wochenstunden zu inskribieren. Über die im
Abs. 2 für jedes Pflicht- und Wahlfach festge-
legte Mindeststundenzahl hinaus hat das Pro-
fessorenkollegium durch den Studienplan für
weitere Lehrveranstaltungen im Ausmaß von
wenigstens 20 Wochenstunden vorzusorgen. Es
hat hiebei auf die vorhandenen Lehr- und
Forschungseinrichtungen sowie auf die Bildung
wissenschaftlicher Schwerpunkte Bedacht zu
nehmen.

(4) Die Bestimmungen des § 3 Abs. 6 und 7
gelten sinngemäß.

§ 7. D i p l o m a r b e i t

(1) Der Kandidat hat durch die selbständige
Bearbeitung eines Themas aus den Pflichtfächern
oder den von ihm gewählten Wahlfächern der

beiden Diplomprüfungen den Erfolg der wissen-
schaftlichen Berufsvorbildung durch eine Diplom-
arbeit (§ 25 Abs. 1 des Allgemeinen Hochschul-
Studiengesetzes) darzutun.

(2) Der Kandidat ist berechtigt, das Thema der
Diplomarbeit aus einer Anzahl von Vorschlägen
der ihrem Fache nach zuständigen Hochschul-
professoren, Honorarprofessoren und Hochschul-
dozenten auszuwählen. Dem Angehörigen des
Lehrkörpers, welcher das Thema der Diplom-
arbeit vorgeschlagen hat, obliegt auch die Be-
treuung des Kandidaten bei der Ausarbeitung der
Diplomarbeit sowie ihre Begutachtung.

(3) Das Thema der Diplomarbeit darf frühe-
stens in den letzten zwei Wochen des zweiten
einrechenbaren Semesters des zweiten Studien-
abschnittes vergeben werden.

(4) Die Diplomarbeit muß in einem engen
thematischen Zusammenhang mit dem Fach
Soziologie stehen.

(5) Die Diplomarbeit ist bei der Prüfungs-
kommission für die zweite Diplomprüfung ein-
zureichen.

§ 8. Z u l a s s u n g z u r z w e i t e n
D i p l o m p r ü f u n g

(1) Die Zulassung zur zweiten Diplomprüfung
setzt voraus:

a) die Inskription von vier Semestern (§ 2
Abs. 1), während der nach Maßgabe des
Studienplanes die vorgesehenen Lehrveran-
staltungen aus den Pflichtfächern (§ 6 Abs. 2
lit. a bis c) und aus den Wahlfächern (§ 6
Abs. 2 lit. d und e) zu inskribieren sind.
§ 4 lit. b gilt sinngemäß;

b) als erstes Semester des zweiten Studien-
abschnittes ist hiebei jenes zu zählen, das
nach der erfolgreichen Ablegung der ersten
Diplomprüfung inskribiert wurde oder zu
dessen Anfang diese Prüfung abgelegt
wurde;

c) die Approbation der Diplomarbeit, die
spätestens vier Monate vor dem Antritt
zum schriftlichen Teil der zweiten Diplom-
prüfung einzureichen ist.

(2) Die Bestimmungen des § 4 lit. c, d und g
gelten sinngemäß.

§ 9 . Z w e i t e D i p l o m p r ü f u n g

(1) Die zweite Diplomprüfung ist eine Gesamt-
prüfung, die in der Form einer kommissionellen
Prüfung von Einzelprüfern und dem Präses der
Prüfungskommission abzuhalten ist. Die Reihen-
folge der Prüfungsfächer wird vom Präses der
Prüfungskommission festgelegt.

(2) Mit der Ablegung der zweiten Diplom-
prüfung kann frühestens in den letzten sechs
Wochen des vierten in den zweiten Studien-
abschnitt einrechenbaren Semesters begonnen
werden.
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(3) Prüfungsfächer der zweiten Diplomprüfung
sind:

a) allgemeine Soziologie einschließlich Sozial-
forschung. Falls die Diplomarbeit nicht
einem der anderen Prüfungsfächer zuzuord-
nen ist, ist diese Arbeit im Hinblick auf
den geforderten engen thematischen Zu-
sammenhang im Rahmen des Faches Sozio-
logie zu prüfen;

b) spezielle Soziologien;
c) soziologische Methoden, Datenbehandlung

und formale Verfahren;
d) das Wahlfach gemäß § 6 Abs. 2 lit. d;
e) das Wahlfach gemäß § 6 Abs. 2 lit. e;
f) auf Antrag des Kandidaten eines oder

mehrere der gemäß § 6 Abs. 4 in Verbin-
dung mit § 3 Abs. 7 inskribierten Frei-
fächer.

(4) Jede Teilprüfung besteht aus einer Prü-
fungsarbeit und einem mündlichen Prüfungsteil.
Die Zulassung zum mündlichen Prüfungsteil ist
von der positiven Beurteilung der Prüfungsarbei-
ten abhängig.

(5) Jede Prüfungsarbeit besteht aus einer prak-
tischen oder einer schriftlich-theoretischen Arbeit.
Die Prüfungskommission hat je nach der Art der
zu lösenden Aufgabe anzuordnen, ob die Prü-
fungsarbeit als Klausur-, Instituts- oder Haus-
arbeit anzufertigen ist.

(6) Der Zeitraum zwischen der Anfertigung
der Prüfungsarbeiten und dem Beginn des münd-
lichen Teiles der zweiten Diplomprüfung hat
zwei bis vier Wochen zu betragen. Der münd-
liche Teil der zweiten Diplomprüfung ist inner-
halb einer Woche abzuschließen.

§10. V e r l e i h u n g d e s a k a d e m i s c h e n
G r a d e s „ M a g i s t e r d e r S o z i a l - u n d

W i r t s c h a f t s w i s s e n s c h a f t e n "

(1) An die Absolventen der soziologischen
Studienrichtung wird der akademische Grad
„Magister der Sozial- und Wirtschaftswissen-
schaften", lateinische Bezeichnung „Magister
rerum socialium oeconomicarumque", abgekürzt
„Mag. rer. soc. oec." verliehen.

(2) Um die Verleihung des akademischen
Grades ist beim Professorenkollegium anzusuchen.
Dem Gesuch sind folgende Nachweise anzuschlie-
ßen:

a) die Zeugnisse über die erste und zweite
Diplomprüfung;

b) die Approbation der Diplomarbeit;
c) die Einzahlung der Sponsionstaxe.
(3) Die Verleihung des akademischen Grades

erfolgt durch Sponsion in feierlicher Form in
Anwesenheit des Rektors, an Hochschulen mit
Fakultätsgliederung auch des zuständigen Dekans
durch einen ordentlichen Hochschulprofessor als
Promotor.

(4) Die Verleihung des akademischen Grades
ist zu beurkunden. Die Urkunden können auf
Beschluß der obersten akademischen Behörde der
im § 1 erwähnten Hochschulen auch in latei-
nischer Sprache verfaßt werden. In der Urkunde
ist ersichtlich zu machen, daß es sich um einen
Absolventen der soziologischen Studienrichtung
handelt.

(5) Absolventen der soziologischen Studien-
richtung sind nach Maßgabe einer besonderen
Studienordnung zur Erwerbung des Doktorates
der Sozial- und Wirtschaftswissenschaften zuzu-
lassen.

§ 11. Ü b e r g a n g s - u n d S c h l u ß b e s t i m -
mungen

(1) Das Wintersemester 1966/67 ist ordent-
lichen Hörern, die in diesem Semester Lehrver-
anstaltungen einer der durch das Bundesgesetz
über sozial- und wirtschaftswissenschaftliche Stu-
dienrichtungen geschaffenen Studienrichtungen
inskribiert haben, in die gemäß § 2 festgesetzte
Studiendauer einzurechnen (§ 45 Abs. 8 des All-
gemeinen Hochschul-Studiengesetzes).

(2) Im Wintersemester 1966/67 inskribierte
Lehrveranstaltungen gelten auch dann als ord-
nungsgemäß inskribiert, wenn sie nach dem
Studienplan erst in einem der folgenden Semester
zu inskribieren wären.

(3) Lehrveranstaltungen, die nach dem Studien-
plan im Wintersemester 1966/67 hätten inskri-
biert werden sollen, sind bis zum Antreten zur
nächsten Diplomprüfung nachzuholen.

(4) Ordentliche Hörer der Staatswissenschaften,
ordentliche Hörer der Hochschule für Welthandel
sowie ordentliche Hörer der Wirtschaftswissen-
schaften an der Rechts- und staatswissenschaft-
lichen Fakultät der Universität in Innsbruck
haben das Recht, sich zu Beginn des auf die Er-
lassung des Studienplanes durch das Professoren-
kollegium folgenden Semesters durch schriftliche
Erklärung den Bestimmungen dieser Studien-
ordnung sowie den Bestimmungen des Studien-
planes zu unterwerfen (§ 45 Abs. 8 des Allge-
meinen Hochschul-Studiengesetzes). In diesem
Falle werden die im Rahmen der erwähnten bis-
herigen Studien zurückgelegten einrechenbaren
Semester in die vorgeschriebene Studiendauer
eingerechnet und alle erfolgreich abgelegten Prü-
fungen anerkannt. Bei der Einrechnung der
Semester sind die Bestimmungen der Abs. 2
und 3 sinngemäß anzuwenden. Die Anerkennung
abgelegter Prüfungen hat mit der Maßgabe zu
erfolgen, daß allenfalls auf das soziologische
Studium im Sinne dieser Verordnung fehlende
Prüfungen bis zur zweiten Diplomprüfung nach-
zuholen sind.

Piffl
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9 8 . Verordnung des Bundesministeriums für
Unterricht vom 6. März 1967 über eine
Studienordnung für die sozialwirtschaftliche

Studienrichtung (sozialwirtschaftliche
Studienordnung)

Auf Grund der Bestimmungen der §§ 2 bis 7
des Bundesgesetzes über sozial- und wirt-
schaftswissenschaftliche Studienrichtungen, BGBl.
Nr. 179/1966, in Verbindung mit den Bestim-
mungen des Allgemeinen Hochschul-Studien-
gesetzes, BGBl. Nr. 177/1966, wird verordnet:

§ 1 . E i n r i c h t u n g

Die sozialwirtschaftliche Studienrichtung ist
an der Sozialwirtschafts- und rechtswissenschaft-
lichen Fakultät der Hochschule für Sozial- und
Wirtschaftswissenschaften in Linz einzurichten.

§ 2 . S t u d i e n a b s c h n i t t e u n d
S t u d i e n d a u e r

(1) Das sozialwirtschaftliche Studium besteht
aus zwei Studienabschnitten in der Dauer von je
vier Semestern.

(2) Der erste Studienabschnitt hat die Aufgabe,
in die Sozial- und Wirtschaftswissenschaften ein-
zuführen und die Grundlagen für die sozialwirt-
schaftliche Berufsvorbildung zu vermitteln.

(3) Der zweite Studienabschnitt dient der Ver-
tiefung, Bildung und Ausbildung auf dem Ge-
biete der Soziologie, Sozialpolitik und der not-
wendigen Ergänzungsfächer.

(4) Jeder Studienabschnitt wird mit einer
Diplomprüfung abgeschlossen.

(5) Die Zulassung zur zweiten Diplomprüfung
ist von der Approbation einer Diplomarbeit ab-
hängig.

(6) Der wissenstheoretischen und philosophi-
schen Vertiefung der Fachgebiete der sozialwirt-
schaftlichen Studienrichtung ist durch Lehrveran-
staltungen im Wahlfach „Philosophie" (§ 3 Abs. 2
lit. g), der Erfassung der Fachgebiete in histori-
scher, wissenschaftsgeschichtlicher und sozio-
logischer Weise in den Lehrveranstaltungen des
Pflichtfaches „Allgemeine Soziologie und Sozial-
forschung" (§ 3 Abs. 2 lit. c) sowie in den Lehr-
veranstaltungen der Wahlfächer „Geschichte"
und „Wirtschafts- und Sozialgeschichte" (§ 3
Abs. 2 lit. g) Rechnung zu tragen (§15 Abs. 5
des Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes).

§ 3 . P f l i c h t f ä c h e r u n d W a h l f ä c h e r
im e r s t e n S t u d i e n a b s c h n i t t

(1) Im ersten Studienabschnitt sind in jedem
Semester mindestens 20 Wochenstunden zu
inskribieren. Bei Inskription von wenigstens
15 Wochenstunden kann aber die geringere Zahl
von Wochenstunden in einem Semester durch
Inskription einer größeren Zahl von Wochen-
stunden in einem anderen Semester des ersten
Studienabschnittes ausgeglichen werden.

(2) Während des ersten Studienabschnittes sind
in den folgenden Pflicht- und Wahlfächern zu
inskribieren:

Das Professorenkollegium hat unter Berück-
sichtigung der vorhandenen Lehr- und For-
schungseinrichtungen festzustellen, für welche der
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unter lit. g genannten Fächer Lehrveranstaltun-
gen im angegebenen Ausmaß durchgeführt wer-
den können.

(3) Die ordentlichen Hörer haben im ersten
Studienabschnitt aus den Pflicht- und Wahl-
fächern einschließlich der Übungen, Proseminare,
Seminare, Privatissima, Praktika, Arbeitsgemein-
schaften und Konversatorien insgesamt
68 Wochenstunden zu inskribieren. Über die im
Abs. 2 für jedes Pflicht- und Wahlfach festgelegte
Mindeststundenzahl hinaus hat das Profes-
sorenkollegium durch den Studienplan (§17 des
Allgemeinen Hochschul-Studiengesefzes) für wei-
tere Lehrveranstaltungen im Ausmaß von wenig-
stens 18 Wochenstunden vorzusorgen. Es hat
hiebei auf die vorhandenen Lehr- und For-
schungseinrichtungen sowie auf die Bildung wis-
senschaftlicher Schwerpunkte Bedacht zu nehmen.

(4) Soweit es zur Ergänzung und Abrundung
des Studiums erforderlich ist, kann das Profes-
sorenkollegium im Studienplan die ordentlichen
Hörer zur Ablegung von Vorprüfungen aus
höchstens zwei der im Abs. 2 lit. g erwähnten
Fächer nach Wahl des ordentlichen Hörers ver-
halten. Die Wahl desselben Faches als Wahlfach
gemäß Abs. 2 lit. g und als Vorprüfungsfach ist
unzulässig. Aus jedem der Vorprüfungsfächer
sind Lehrveranstaltungen im Ausmaß von wenig-
stens 4 Wochenstunden zu inskribieren.

(5) Das Professorenkollegium hat bei der Er-
lassung des Studienplanes darauf zu achten, daß
die gemäß § 27 Abs. 2 des Allgemeinen Hoch-
schul-Studiengesetzes zwecks Zulassung zur ersten
Diplomprüfung zu fordernde Teilnahme an
Übungen, Proseminaren, Seminaren, Privatissima,
Praktika, Arbeitsgemeinschaften und Konversa-
torien den ordentlichen Hörern spätestens im
vierten Semester des ersten Studienabschnittes,
und zwar zu einem Zeitpunkt ermöglicht wird,
der die Ablegung der Einzelprüfungen der ersten
Diplomprüfung in gleichmäßigen zeitlichen Ab-
ständen gestattet.

(6) Die ordentlichen Hörer haben das von
ihnen gemäß Abs. 2 lit. g gewählte Wahlfach
anläßlich der Anmeldung zur ersten Diplom-
prüfung bekanntzugeben.

(7) Die nach Inskription der gemäß Abs. 2
lit. a bis f vorgeschriebenen Pflichtfächer, des
nach Abs. 2 lit. g zu wählenden Wahlfaches und
der allenfalls nach Abs. 4 zu wählenden Vor-
prüfungsfächer auf die im Abs. 1 festgelegte Zahl
von Wochenstunden noch fehlende Zahl von
Wochenstunden ist durch Inskription beliebiger
Lehrveranstaltungen als Freifächer zu erfüllen.
Die im Studienplan empfohlenen Freifächer sind
besonders zu beachten.

§ 4. Z u l a s s u n g z u r e r s t e n D i p l o m -
p r ü f u n g

Die Zulassung zur ersten Diplomprüfung setzt
voraus:

a) die Inskription von vier Semestern (5 2
Abs. 1), während der nach Maßgabe des
Studienplanes die vorgesehenen Lehrveran-
staltungen aus den Pflichtfächern (§ 3
Abs. 2 lit. a bis f), dem Wahlfach (§ 3
Abs. 2 lit. g) und aus den allenfalls zu
wählenden Vorprüfungsfächern (§ 3 Abs. 4)
zu inskribieren sind;

b) hiebei ist das Studienbuch zur persönlichen
Vidierung den Vortragenden oder Leitern
derjenigen Lehrveranstaltungen vorzu-
legen, für welche das Professorenkollegium
dies gemäß § 10 Abs. 5 des Allgemeinen
Hochschul-Studiengesetzes aus pädagogi-
schen Gründen beschlossen hat;

c) insgesamt muß einschließlich der Frei-
fächer (§ 3 Abs. 7) die in § 3 Abs. 1 fest-
gesetzte Zahl von inskribierten Wochen-
stunden erreicht werden;

d) die positive Beurteilung der Teilnahme an
den im Studienplan vorgeschriebenen
Übungen, Proseminaren, Seminaren, Priva-
tissima, Praktika, Arbeitsgemeinschaften
und Konversatorien;

e) die Ablegung der gemäß § 3 Abs. 4 allen-
falls vorgeschriebenen Vorprüfungen. Die
für das Fach der Vorprüfungen in Betracht
kommenden Lehrveranstaltungen sind im
Rahmen des Studienplanes so anzusetzen,
daß die ordentlichen Hörer zu den Vor-
prüfungen spätestens am Ende des dritten
Semesters des ersten Studienabschnittes an-
treten können;

f) den Nachweis der Kenntnis einer für das
Studium der Sozial- und Wirtschafts-
wissenschaften wichtigen lebenden Fremd-
sprache (Englisch, Französisch, Italienisch,
Spanisch, Russisch) im Ausmaße des Lehr-
planes der Handelsakademie oder einer
allgemeinbildenden höheren Schule sowie
den Nachweis der Kenntnis des Rechnungs-
wesens im Ausmaße des Lehrplanes der
Handelsakademie oder des Abiturienten-
lehrganges der Handelsakademie. Soweit
die ordentlichen Hörer den Nachweis nicht
durch eine positive Note im Reifezeugnis
einer der erwähnten Schulen erbringen,
sind gleichwertige Nachweise vorzulegen.
Die Beurteilung der Gleichwertigkeit fällt
als Studienangelegenheit gemäß § 26 Abs. 2
lit. m, § 52 Abs. 2 lit. m des Hochschul-
Organisationsgesetzes in den autonomen
Wirkungsbereich des Professorenkolle-
giums. Ordentliche Hörer, welche die er-
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wähnten Nachweise nicht durch das Reife-
zeugnis einer der erwähnten Schulen er-
bringen können, sind auf die Möglichkeit
der Inskription von Lehrveranstaltungen
aus lebenden Fremdsprachen und dem
Rechnungswesen als Freifächer gemäß § 3
Abs. 7 hinzuweisen;

g) die Bezahlung der Prüfungstaxe.

§ 5. E r s t e D i p l o m p r ü f u n g

(1) Die erste Diplomprüfung ist eine Gesamt-
prüfung, die in der Form von Teilprüfungen von
Einzelprüfern abzuhalten ist. Die Reihenfolge
der Prüfungsfächer hat der Kandidat bei der An-
meldung zur Prüfung zu bestimmen.

(2) Mit der Ablegung der Teilprüfungen der
ersten Diplomprüfung kann frühestens nach
Inskription des vierten Semesters begonnen wer-
den. In den zweiten Studienabschnitt ist ein
Semester nur einrechenbar, wenn spätestens eine
Woche vor Ende der ordentlichen Inskriptions-
frist (§ 19 Abs. 3 des Allgemeinen Hochschul-
Studiengesetzes) die erste Diplomprüfung mit
Erfolg abgelegt wurde.

(3) Prüfungsgegenstände der ersten Diplom-
prüfung sind:

a) Österreichisches bürgerliches Recht, Han-
dels- und Wertpapierrecht;

b) Österreichisches Verfassungs- und Ver-
waltungsrecht;

c) Volkswirtschaftstheorie und Volkswirt-
schaftspolitik;

d) Statistik und Mathematik für Sozial- und
Wirtschaftswissenschafter;

e) das Wahlfach gemäß § 3 Abs. 2 lit. g;
f) auf Antrag des Kandidaten eines oder

mehrere der gemäß § 3 Abs. 7 inskribierten
Freifächer.

(4) Die Teilprüfungen der ersten Diplom-
prüfung sind mündlich abzuhalten. Das
Professorenkollegium kann jedoch aus pädago-
gischen Gründen auch eine schriftliche Prüfung
aus „Österreichischem bürgerlichen Recht, Han-
dels- und Wertpapierrecht" (Abs. 3 lit. a) und
aus „Statistik und Mathematik für Sozial- und
Wirtschaftswissenschafter" (Abs. 3 lit. d) fordern.

§ 6. P f l i c h t f ä c h e r u n d W a h l f ä c h e r
im z w e i t e n S t u d i e n a b s c h n i t t

(1) Im zweiten Studienabschnitt sind in jedem
Semester mindestens 18 Wochenstunden zu
inskribieren, doch kann bei Inskription von
wenigstens 12 Wochenstunden die geringere Zahl
der Wochenstunden in einem Semester durch
Inskription einer größeren Zahl von Wochen-
stunden in einem anderen Semester des zweiten
Studienabschnittes ausgeglichen werden.

(2) Während des zweiten Studienabschnittes
sind aus den Pflicht- und Wahlfächern mindestens
zu inskribieren:

(3) Die ordentlichen Hörer haben im zweiten
Studienabschnitt aus den Pflicht- und Wahl-
fächern einschließlich der Übungen, Proseminare,
Seminare, Privatissima, Praktika, Arbeits-
gemeinschaften und Konversatorien insgesamt
60 Wochenstunden zu inskribieren. Ober die im
Abs. 2 für jedes Pflicht- und Wahlfach festge-
legte Mindeststundenzahl hinaus hat das Pro-
fessorenkollegium durch den Studienplan für
weitere Lehrveranstaltungen im Ausmaß von
wenigstens 20 Wochenstunden vorzusorgen. Es
hat hiebei auf die vorhandenen Lehr- und
Forschungseinrichtungen sowie auf die Bildung
wissenschaftlicher Schwerpunkte Bedacht zu
nehmen.

(4) Die Bestimmungen des § 3 Abs. 6 und 7
gelten sinngemäß.

§ 7. D i p l o m a r b e i t

(1) Der Kandidat hat durch die selbständige
Bearbeitung eines Themas aus den Pflichtfächern
oder den von ihm gewählten Wahlfächern der
beiden Diplomprüfungen den Erfolg der wissen-
schaftlichen Berufsvorbildung durch eine Diplom-
arbeit (§ 25 Abs. 1 des Allgemeinen Hochschul-
Studiengesetzes) darzutun.

(2) Der Kandidat ist berechtigt, das Thema der
Diplomarbeit aus einer Anzahl von Vorschlägen
der ihrem Fache nach zuständigen Hochschul-
professoren, Honorarprofessoren und Hochschul-
dozenten auszuwählen. Dem Angehörigen des
Lehrkörpers, welcher das Thema der Diplom-
arbeit vorgeschlagen hat, obliegt auch die Be-
treuung des Kandidaten bei der Ausarbeitung der
Diplomarbeit sowie ihre Begutachtung.

(3) Das Thema der Diplomarbeit darf frühe-
stens in den letzten zwei Wochen des zweiten
einrechenbaren Semesters des zweiten Studien-
abschnittes vergeben werden.

(4) Die Diplomarbeit muß in einem engen
thematischen Zusammenhang mit dem Fach
Soziologie stehen.
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(5) Die Diplomarbeit ist bei der Prüfungs-
kommission für die zweite Diplomprüfung ein-
zureichen.

§ 8. Z u l a s s u n g z u r z w e i t e n
D i p l o m p r ü f u n g

(1) Die Zulassung zur zweiten Diplomprüfung
setzt voraus:

a) die Inskription von vier Semestern (§ 2
Abs. 1), während der nach Maßgabe des
Studienplanes die vorgesehenen Lehrver-
anstaltungen aus den Pflichtfächern (§ 6
Abs. 2 lit. a bis d) und aus den Wahl-
fächern (§ 6 Abs. 2 lit. e) zu inskribieren
sind. § 4 lit. b gilt sinngemäß;

b) als erstes Semester des zweiten Studien-
abschnittes ist hiebei jenes zu zählen, das
nach der erfolgreichen Ablegung der ersten
Diplomprüfung inskribiert wurde oder zu
dessen Anfang diese Prüfung abgelegt
wurde;

c) die Approbation der Diplomarbeit, die
spätestens vier Monate vor dem Antritt
zum schriftlichen Teil der zweiten Diplom-
prüfung einzureichen ist.

(2) Die Bestimmungen des § 4 lit. c, d und g
gelten sinngemäß.

§ 9 . Z w e i t e D i p l o m p r ü f u n g

(1) Die zweite Diplomprüfung ist eine Gesamt-
prüfung, die in der Form einer kommissionellen
Prüfung von Einzelprüfern und dem Präses der
Prüfungskommission abzuhalten ist. Die Reihen-
folge der Prüfungsfächer wird vom Präses der
Prüfungskommission festgelegt.

(2) Mit der Ablegung der zweiten Diplom-
prüfung kann frühestens in den letzten sechs
Wochen des vierten in den zweiten Studien-
abschnitt einrechenbaren Semesters begonnen
werden.

(3) Prüfungsfächer der zweiten Diplomprüfung
sind:

a) allgemeine Soziologie einschließlich Sozial-
forschung und spezielle Soziologien im
Überblick, Falls die Diplomarbeit nicht
einem der anderen Prüfungsfächer zuzu-
ordnen ist, ist diese Arbeit im Hinblick auf
den geforderten engen thematischen Zu-
sammenhang im Rahmen des Faches Sozio-
logie zu prüfen;

b) Gesellschaftspolitik und Sozialpolitik;
c) Arbeitsrecht;
d) Sozialpsychologie;
e) das Wahlfach gemäß § 6 Abs. 2 lit. e;
f) auf Antrag des Kandidaten eines oder

mehrere der gemäß § 6 Abs. 4 in Ver-
bindung mit § 3 Abs. 7 inskribierten Frei-
fächer.

(4) Jede Teilprüfung besteht aus einer Prü-
fungsarbeit und einem mündlichen Prüfungsteil.
Die Zulassung zum mündlichen Prüfungsteil ist
von der positiven Beurteilung der Prüfungsarbei-
ten abhängig.

(5) Jede Prüfungsarbeit besteht aus einer prak-
tischen oder einer schriftlich-theoretischen Arbeit.
Die Prüfungskommission hat je nach der Art der
zu lösenden Aufgabe anzuordnen, ob die Prü-
fungsarbeit als Klausur-, Instituts- oder Haus-
arbeit anzufertigen ist.

(6) Der Zeitraum zwischen der Anfertigung
der Prüfungsarbeiten und dem Beginn des münd-
lichen Teiles der zweiten Diplomprüfung hat
zwei bis vier Wochen zu betragen. Der münd-
liche Teil der zweiten Diplomprüfung ist inner-
halb einer Woche abzuschließen.

§10. V e r l e i h u n g des a k a d e m i s c h e m
G r a d e s „ M a g i s t e r d e r S o z i a l - u n d

W i r t s c h a f t s w i s s e n s c h a f t e n "

(1) An die Absolventen der sozialwirtschaft-
lichen Studienrichtung wird der akademische
Grad „Magister der Sozial- und Wirtschafts-
wissenschaften", lateinische Bezeichnung „Ma-
gister rerum socialium oeconomicarumque", ab-
gekürzt „Mag. rer. soc. oec." verliehen.

(2) Um die Verleihung des akademischen
Grades ist beim Professorenkollegium anzusuchen.
Dem Gesuch sind folgende Nachweise anzuschlie-
ßen:

a) die Zeugnisse über die erste und zweite
Diplomprüfung;

b) die Approbation der Diplomarbeit;

c) die Einzahlung der Sponsionstaxe.

(3) Die Verleihung des akademischen Grades
erfolgt durch Sponsion in feierlicher Form in
Anwesenheit des Rektors, an Hochschulen mit
Fakultätsgliederung auch des zuständigen Dekans
durch einen ordentlichen Hochschulprofessor als
Promotor.

(4) Die Verleihung des akademischen Grades
ist zu beurkunden. Die Urkunden können auf
Beschluß der obersten akademischen Behörde der
im § 1 erwähnten Hochschulen auch in latei-
nischer Sprache verfaßt werden. In der Urkunde
ist ersichtlich zu machen, daß es sich um einen
Absolventen der sozialwirtschaftlichen Studien-
richtung handelt.

(5) Absolventen der sozialwirtschaftlichen Stu-
dienrichtung sind nach Maßgabe einer beson-
deren Studienordnung zur Erwerbung des Dok-
torates der Sozial- und Wirtschaftswissenschaften
zuzulassen.
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§ 11. Ü b e r g a n g s - u n d S c h l u ß b e s t i m -
m u n g e n

(1) Das Wintersemester 1966/67 ist ordent-
lichen Hörern, die in diesem Semester Lehrver-
anstaltungen einer der durch das Bundesgesetz
über sozial- und wirtschaftswissenschaftliche Stu-
dienrichtungen geschaffenen Studienrichtungen
inskribiert haben, in die gemäß § 2 festgesetzte
Studiendauer einzurechnen (§ 45 Abs. 8 des All-
gemeinen Hochschul-Studiengesetzes).

(2) Im Wintersemester 1966/67 inskribierte
Lehrveranstaltungen gelten auch dann als ord-
nungsgemäß inskribiert, wenn sie nach dem
Studienplan erst in einem der folgenden Semester
zu inskribieren wären.

(3) Lehrveranstaltungen, die nach dem Studien-
plan im Wintersemester 1966/67 hätten inskri-
biert werden sollen, sind bis zum Antreten zur
nächsten Diplomprüfung nachzuholen.

(4) Ordentliche Hörer der Staatswissenschaften,
ordentliche Hörer der Hochschule für Welthandel
sowie ordentliche Hörer der Wirtschaftswissen-
schaften an der Rechts- und staatswissenschaft-
lichen Fakultät der Universität in Innsbruck
haben das Recht, sich zu Beginn des auf die Er-
lassung des Studienplanes durch das Professoren-
kollegium folgenden Semesters durch schriftliche
Erklärung den Bestimmungen dieser Studien-
ordnung sowie den Bestimmungen des Studien-
planes zu unterwerfen (§ 45 Abs. 8 des Allge-
meinen Hochschul-Studiengesetzes). In diesem
Falle werden die im Rahmen der erwähnten bis-
herigen Studien zurückgelegten einrechenbaren
Semester in die vorgeschriebene Studiendauer
eingerechnet und alle erfolgreich abgelegten Prü-
fungen anerkannt. Bei der Einrechnung der
Semester sind die Bestimmungen der Abs. 2
und 3 sinngemäß anzuwenden. Die Anerkennung
abgelegter Prüfungen hat mit der Maßgabe zu
erfolgen, daß allenfalls auf das sozialwirtschaft-
liche Studium im Sinne dieser Verordnung
fehlende Prüfungen bis zur zweiten Diplom-
prüfung nachzuholen sind.

Piffl

9 9 . Verordnung des Bundesministeriums für
Unterricht vom 6. März 1967 über eine
Studienordnung für die volkswirtschaftliche

Studienrichtung (volkswirtschaftliche
Studienordnung)

Auf Grund der Bestimmungen der §§ 2 bis 7
des Bundesgesetzes über sozial- und wirt-
schaftswissenschaftliche Studienrichtungen, BGBl.
Nr. 179/1966, in Verbindung mit den Bestim-
mungen des Allgemeinen Hochschul-Studien-
gesetzes, BGBl. Nr. 177/1966, wird verordnet:

§ 1 . E i n r i c h t u n g

(1) Die volkswirtschaftliche Studienrichtung ist
an den Rechts- und staatswissenschaftlichen Fa-
kultäten der Universitäten in Wien, Graz und
Innsbruck, an der Hochschule für Welthandel in
Wien sowie an der Sozial-, wirtschafts- und
rechtswissenschaftlichen Fakultät der Hochschule
für Sozial- und Wirtschaftswissenschaften in Linz
einzurichten.

(2) An der Rechts- und staatswissenschaft-
lichen Fakultät der Universität in Innsbruck
und an der Sozial-, wirtschafts- und rechts-
wissenschaftlichen Fakultät der Hochschule für
Sozial- und Wirtschaftswissenschaften in Linz
sind alle acht Semester der volkswirtschaftlichen
Studienrichtung sogleich einzurichten. An den
Rechts- und staatswissenschaftlichen Fakultäten
der Universitäten in Wien und Graz und an der
Hochschule für Welthandel in Wien sind im Stu-
dienjahr 1966/67 die beiden ersten Semester der
volkswirtschaftlichen Studienrichtung einzurich-
ten. In den Studienjahren 1967/68, 1968/69 und
1969/70 hat die Einrichtung von je zwei weiteren
Semestern hinzuzutreten.

§ 2 . S t u d i e n a b s c h n i t t e u n d
S t u d i e n d a u e r

(1) Das volkswirtschaftliche Studium besteht aus
zwei Studienabschnitten in der Dauer von je vier
Semestern.

(2) Der erste Studienabschnitt hat die Aufgabe,
in die Sozial- und Wirtschaftswissenschaften ein-
zuführen und die Grundlagen für die volkswirt-
schaftliche Berufsvorbildung zu vermitteln.

(3) Der zweite Studienabschnitt dient der Ver-
tiefung, Bildung und Ausbildung auf dem Ge-
biete der Volkswirtschaftstheorie, der Volkswirt-
schaftspolitik und der Finanzwissenschaft.

(4) Jeder Studienabschnitt wird mit einer
Diplomprüfung abgeschlossen.

(5) Die Zulassung zur zweiten Diplomprüfung
ist von der Approbation einer Diplomarbeit ab-
hängig.

(6) Der wissenstheoretischen und philosophi-
schen Vertiefung der Fachgebiete der volkswirt-
schaftlichen Studienrichtung ist durch Lehrver-
anstaltungen im Wahlfach „Philosophie" (§ 3
Abs. 2 lit. g), der Erfassung der Fachgebiete in
historischer, wissenschaftsgeschichtlicher und
soziologischer Weise in den Lehrveranstaltungen
des Pflichtfaches „Allgemeine Soziologie und
Sozialforschung" (§ 3 Abs. 2 lit. c) sowie in den
Lehrveranstaltungen der Wahlfächer „Ge-
schichte" und „Wirtschafts- und Sozialgeschichte"
(§ 3 Abs. 2 lit. g) Rechnung zu tragen (§15
Abs. 5 des Allgemeinen Hochschul-Studien-
gesetzes).
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§ 3. P f l i c h t f ä c h e r u n d W a h l f ä c h e r
im e r s t e n S t u d i e n a b s c h n i t t

(1) Im ersten Studienabschnitt sind in jedem
Semester mindestens 20 Wochenstunden zu
inskribieren. Bei Inskription von wenigstens
15 Wochenstunden kann aber die geringere Zahl
von Wochenstunden in einem Semester durch
Inskription einer größeren Zahl von Wochen-
stunden in einem anderen Semester des ersten
Studienabschnittes ausgeglichen werden.

(2) Während des ersten Studienabschnittes sind
in den folgenden Pflicht- und Wahlfächern zu
inskribieren:

Das Professorenkollegium hat unter Berück-
sichtigung der an der betreffenden Hochschule
oder an einer anderen Hochschule des betreffen-
den Hochschulortes vorhandenen Lehr- und
Forschungseinrichtungen festzustellen, für welche
der unter lit. g genannten Fächer Lehrveranstal-
tungen im angegebenen Ausmaß durchgeführt
werden können.

(3) Die ordentlichen Hörer haben im ersten
Studienabschnitt aus den Pflicht- und Wahl-
fächern einschließlich der Übungen, Proseminare,
Seminare, Privatissima, Praktika, Arbeitsgemein-
schaften und Konversatorien insgesamt
68 Wochenstunden zu inskribieren. Über die im

Abs. 2 für jedes Pflicht- und Wahlfach festgelegte
Mindeststundenzahl hinaus hat das Profes-
sorenkollegium durch den Studienplan (§ 17 des
Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzesi für wei-
tere Lehrveranstaltungen im Ausmaß von wenig-
stens 18 Wochenstunden vorzusorgen. Es hat
hiebei auf die vorhandenen Lehr- und For-
schungseinrichtungen sowie auf die Bildung wis-
senschaftlicher Schwerpunkte Bedacht zu nehmen.

(4) Soweit es zur Ergänzung und Abrundung
des Studiums erforderlich ist, kann das Profes-
sorenkollegium im Studienplan die ordentlichen
Hörer zur Ablegung von Vorprüfungen aus
höchstens zwei der im Abs. 2 lit. g erwähnten
Fächer nach Wahl des ordentlichen Hörers ver-
halten. Die Wahl desselben Faches als Wahlfach
gemäß Abs. 2 lit. g und als Vorprüfungsfach ist
unzulässig. Aus jedem der Vorprüfungsfächer
sind Lehrveranstaltungen im Ausmaß von wenig-
stens 4 Wochenstunden zu inskribieren.

(5) Das Professorenkollegium hat bei der Er-
lassung des Studienplanes darauf zu achten, daß
die gemäß § 27 Abs. 2 des Allgemeinen Hoch-
schul-Studiengesetzes zwecks Zulassung zur ersten
Diplomprüfung zu fordernde Teilnahme an
Übungen, Proseminaren, Seminaren, Privatissima,
Praktika, Arbeitsgemeinschaften und Konversa-
torien den ordentlichen Hörern spätestens im
vierten Semester des ersten Studienabschnittes,
und zwar zu einem Zeitpunkt ermöglicht wird,
der die Ablegung der Einzelprüfungen der ersten
Diplomprüfung in gleichmäßigen zeitlichen Ab-
ständen gestattet.

(6) Die ordentlichen Hörer haben das von
ihnen gemäß Abs. 2 lit. g gewählte Wahlfach
anläßlich der Anmeldung zur ersten Diplom-
prüfung bekanntzugeben.

(7) Die nach Inskription der gemäß Abs. 2
lit. a bis f vorgeschriebenen Pflichtfächer, des
nach Abs. 2 lit. g zu wählenden Wahlfaches und
der allenfalls nach Abs. 4 zu wählenden Vor-
prüfungsfächer auf die im Abs. 1 festgelegte Zahl
von Wochenstunden noch fehlende Zahl von
Wochenstunden ist durch Inskription beliebiger
Lehrveranstaltungen als Freifächer zu erfüllen.
Die im Studienplan empfohlenen Freifächer sind
besonders zu beachten.

§ 4. Z u l a s s u n g z u r e r s t e n D i p l o m -
p r ü f u n g

Die Zulassung zur ersten Diplomprüfung setzt
voraus:

a) die Inskription von vier Semestern (§ 2
Abs. 1), während der nach Maßgabe des
Studienplanes die vorgesehenen Lehrveran-
staltungen aus den Pflichtfächern (§ 3
Abs. 2 lit. a bis f), dem Wahlfach (§ 3
Abs. 2 lit. g) und aus den allenfalls zu
wählenden Vorprüfungsfächern (§ 3 Abs. 4!
zu inskribieren sind;
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b) hiebei ist das Studienbuch zur persönlichen
Vidierung den Vortragenden oder Leitern
derjenigen Lehrveranstaltungen vorzu-
legen, für welche das Professorenkollegium
dies gemäß § 10 Abs. 5 des Allgemeinen
Hochschul-Studiengesetzes aus pädagogi-
schen Gründen beschlossen hat;

c) insgesamt muß einschließlich der Frei-
fächer (§ 3 Abs. 7) die in § 3 Abs. 1 fest-
gesetzte Zahl von inskribierten Wochen-
stunden erreicht werden;

d) die positive Beurteilung der Teilnahme an
den im Studienplan vorgeschriebenen
Übungen, Proseminaren, Seminaren, Priva-
tissima, Praktika, Arbeitsgemeinschaften
und Konversatorien;

e) die Ablegung der gemäß § 3 Abs. 4 allen-
falls vorgeschriebenen Vorprüfungen. Die
für das Fach der Vorprüfungen in Betracht
kommenden Lehrveranstaltungen sind im
Rahmen des Studienplanes so anzusetzen,
daß die ordentlichen Hörer zu den Vor-
prüfungen spätestens am Ende des dritten
Semesters des ersten Studienabschnittes an-
treten können;

f) den Nachweis der Kenntnis einer für das
Studium der Sozial- und Wirtschafts-
wissenschaften wichtigen lebenden Fremd-
sprache (Englisch, Französisch, Italienisch,
Spanisch, Russisch) im Ausmaße des Lehr-
planes der Handelsakademie oder einer
allgemeinbildenden höheren Schule sowie
den Nachweis der Kenntnis des Rechnungs-
wesens im Ausmaße des Lehrplanes der
Handelsakademie oder des Abiturienten-
lehrganges der Handelsakademie. Soweit
die ordentlichen Hörer den Nachweis nicht
durch eine positive Note im Reifezeugnis
einer der erwähnten Schulen erbringen,
sind gleichwertige Nachweise vorzulegen.
Die Beurteilung der Gleichwertigkeit fällt
als Studienangelegenheit gemäß § 26 Abs. 2
lit. m, § 52 Abs. 2 lit. m des Hochschul-
Organisationsgesetzes in den autonomen
Wirkungsbereich des Professorenkolle-
giums. Ordentliche Hörer, welche die er-
wähnten Nachweise nicht durch das Reife-
zeugnis einer der erwähnten Schulen er-
bringen können, sind auf die Möglichkeit
der Inskription von Lehrveranstaltungen
aus lebenden Fremdsprachen und dem
Rechnungswesen als Freifächer gemäß § 3
Abs. 7 hinzuweisen;

g) die Bezahlung der Prüfungstaxe.

§ 5. E r s t e D i p l o m p r ü f u n g

(1) Die erste Diplomprüfung ist eine Gesamt-
prüfung, die in der Form von Teilprüfungen von
Einzelprüfern abzuhalten ist. Die Reihenfolge
der Prüfungsfächer hat der Kandidat bei der An-
meldung zur Prüfung zu bestimmen.

(2) Mit der Ablegung der Teilprüfungen der
ersten Diplomprüfung kann frühestens nach
Inskription des vierten Semesters begonnen wer-
den. In den zweiten Studienabschnitt ist ein
Semester nur einrechenbar, wenn spätestens eine
Woche vor Ende der ordentlichen Inskriptions-
frist (§ 19 Abs. 3 des Allgemeinen Hochschul-
Studiengesetzes) die erste Diplomprüfung mit
Erfolg abgelegt wurde.

(3) Prüfungsgegenstände der ersten Diplom-
prüfung sind:

a) Österreichisches bürgerliches Recht, Han-
dels- und Wertpapierrecht;

b) Österreichisches Verfassungs- und Ver-
waltungsrecht;

c) allgemeine Soziologie und Sozialforschung;
d) Statistik und Mathematik für Sozial- und

Wirtschaftswissenschafter;
e) das Wahlfach gemäß § 3 Abs. 2 lit. g;
f) auf Antrag des Kandidaten eines oder

mehrere der gemäß § 3 Abs. 7 inskribierten
Freifächer.

(4) Die Teilprüfungen der ersten Diplom-
prüfung sind mündlich abzuhalten. Das
Professorenkollegium kann jedoch aus pädago-
gischen Gründen auch eine schriftliche Prüfung
aus „Österreichischem bürgerlichen Recht, Han-
dels- und Wertpapierrecht" (Abs. 3 lit. a) und
aus „Statistik und Mathematik für Sozial- und
Wirtschaftswissenschafter" (Abs. 3 lit. d) fordern.

§ 6. P f l i c h t f ä c h e r u n d W a h l f ä c h e r
im z w e i t e n S t u d i e n a b s c h n i t t

(1) Im zweiten Studienabschnitt sind in jedem
Semester mindestens 18 Wochenstunden zu
inskribieren, doch kann bei Inskription von
wenigstens 12 Wochenstunden die geringere Zahl
der Wochenstunden in einem Semester durch
Inskription einer größeren Zahl von Wochen-
stunden in einem anderen Semester des zweiten
Studienabschnittes ausgeglichen werden.

(2) Während des zweiten Studienabschnittes
sind aus den Pflicht- und Wahlfächern mindestens
zu inskribieren:
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(3) Die ordentlichen Hörer haben im zweiten
Studienabschnitt aus den Pflichtfächern ein-
schließlich der Übungen, Proseminare, Seminare,
Privatissima, Praktika, Arbeitsgemeinschaften
und Konversatorien insgesamt 60 Wochen-
stunden zu inskribieren. Über die im Abs. 2 für
jedes Pflichtfach festgelegte Mindeststundenzahl
hinaus hat das Professorenkollegium durch den
Studienplan für weitere Lehrveranstaltungen im
Ausmaß von wenigstens 20 Wochenstunden
vorzusorgen. Es hat hiebei auf die vorhandenen
Lehr- und Forschungseinrichtungen sowie auf die
Bildung wissenschaftlicher Schwerpunkte Bedacht
zu nehmen.

(4) Die Bestimmung des § 3 Abs. 7 gilt sinn-
gemäß.

§ 7. D i p l o m a r b e i t

(1) Der Kandidat hat durch die selbständige
Bearbeitung eines Themas aus den Pflichtfächern
oder den von ihm gewählten. Wahlfächern der
beiden Diplomprüfungen den Erfolg der wissen-
schaftlichen Berufsvorbildung durch eine Diplom-
arbeit (§ 25 Abs. 1 des Allgemeinen Hochschul-
Studiengesetzes) darzutun.

(2) Der Kandidat ist berechtigt, das Thema der
Diplomarbeit aus einer Anzahl von Vorschlägen
der ihrem Fache nach zuständigen Hochschul-
professoren, Honorarprofessoren und Hochschul-
dozenten auszuwählen. Dem Angehörigen des
Lehrkörpers, welcher das Thema der Diplom-
arbeit vorgeschlagen hat, obliegt auch die Be-
treuung des Kandidaten bei der Ausarbeitung der
Diplomarbeit sowie ihre Begutachtung.

(3) Das Thema der Diplomarbeit darf frühe-
stens in den letzten zwei Wochen des zweiten
einrechenbaren Semesters des zweiten Studien-
abschnittes vergeben werden.

(4) Die Diplomarbeit muß in einem engen
thematischen Zusammenhang mit den Fächern
Volkswirtschaftstheorie, Volkswirtschaftspolitik
oder Finanzwissenschaft stehen.

(5) Die Diplomarbeit ist bei der Prüfungs-
kommission für die zweite Diplomprüfung ein-
zureichen.

§ 8. Z u l a s s u n g z u r z w e i t e n
D i p l o m p r ü f u n g

(1) Die Zulassung zur zweiten Diplomprüfung
setzt voraus:

a) die Inskription von vier Semestern (§ 2
Abs. 1), während der nach Maßgabe des
Studienplanes die vorgesehenen Lehrver-
anstaltungen aus den Pflichtfächern (§ 6
Abs. 2) zu inskribieren sind. § 4 lit. b gilt
sinngemäß;

b) als erstes Semester des zweiten Studien-
abschnittes ist hiebei jenes zu zählen, das

nach der erfolgreichen Ablegung der ersten
Diplomprüfung inskribiert wurde oder zu
dessen Anfang diese Prüfung abgelegt
wurde;

c) die Approbation der Diplomarbeit, die
spätestens vier Monate vor dem Antritt
zum schriftlichen Teil der zweiten Diplom-
prüfung einzureichen ist.

(2) Die Bestimmungen des § 4 lit. c, d und g
gelten sinngemäß.

§ 9 . Z w e i t e D i p l o m p r ü f u n g

(1) Die zweite Diplomprüfung ist eine Gesamt-
prüfung, die in der Form einer kommissionellen
Prüfung von Einzelprüfern und dem Präses der
Prüfungskommission abzuhalten ist. Die Reihen-
folge der Prüfungsfächer wird vom Präses der
Prüfungskommission festgelegt.

(2) Mit der Ablegung der zweiten Diplom-
prüfung kann frühestens in den letzten sechs
Wochen des vierten in den zweiten Studien-
abschnitt einrechenbaren Semesters begonnen
werden.

(3) Prüfungsfächer der zweiten Diplomprüfung
sind:

a) Volkswirtschaftstheorie;
b) Volkswirtschaftspolitik und Sozialpolitik;
c) Finanzwissenschaft;
d) allgemeine Betriebswirtschaftslehre;
e) nach Maßgabe der gemäß § 6 Abs. 2 lit. e

zu fassenden Beschlüsse des Professoren-
kollegiums :
Wirtschaftsverwaltungsrecht oder
Arbeitsrecht oder
Finanzrecht;

f) auf Antrag des Kandidaten eines oder
mehrere der gemäß § 6 Abs. 4 in Ver-
bindung mit § 3 Abs. 7 inskribierten Frei-
fächer.

(4) Falls die Diplomarbeit nicht einem der
anderen Prüfungsfächer zuzuordnen ist, ist
diese Arbeit im Hinblick auf den geforderten
engen thematischen Zusammenhang im Rahmen
der Fächer Volkswirtschaftstheorie, Volkswirt-
schaftspolitik oder Finanzwissenschaft zu prüfen.

(5) Jede Teilprüfung besteht aus einer Prü-
fungsarbeit und einem mündlichen Prüfungsteil.
Die Zulassung zum mündlichen Prüfungsteil ist
von der positiven Beurteilung der Prüfungsarbei-
ten abhängig.

(6) Jede Prüfungsarbeit besteht aus einer prak-
tischen oder einer schriftlich-theoretischen Arbeit.
Die Prüfungskommission hat je nach der Art der
zu lösenden Aufgabe anzuordnen, ob die Prü-
fungsarbeit als Klausur-, Instituts- oder Haus-
arbeit anzufertigen ist.

(7) Der Zeitraum zwischen der Anfertigung
der Prüfungsarbeiten und dem Beginn des münd-
lichen Teiles der zweiten Diplomprüfung hat
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zwei bis vier Wochen zu betragen. Der münd-
liche Teil der zweiten Diplomprüfung ist inner-
halb einer Woche abzuschließen.

§ 1 0 . V e r l e i h u n g d e s a k a d e m i s c h e n
G r a d e s „ M a g i s t e r d e r S o z i a l - u n d

Wirtschaftswissenschaften"

(1) An die Absolventen der volkswirtschaft-
lichen Studienrichtung wird der akademische
Grad „Magister der Sozial- und Wirtschafts-
wissenschaften", lateinische Bezeichnung „Ma-
gister rerum socialium oeconomicarumque", ab-
gekürzt „Mag. rer. soc. oec." verliehen.

(2) Bis 31. Dezember 1976 sind die Absolven-
ten der volkswirtschaftlichen Studienrichtung be-
rechtigt, anstatt des im Abs. 1 erwähnten aka-
demischen Grades den akademischen Grad „Di-
plom-Volkswirt", abgekürzt „Dipl.-Vw.", zu
führen.

(3) Um die Verleihung des akademischen
Grades ist beim Professorenkollegium anzusuchen.
Dem Gesuch sind folgende Nachweise anzuschlie-
ßen:

a) die Zeugnisse über die erste und zweite
Diplomprüfung;

b) die Approbation der Diplomarbeit;
c) die Einzahlung der Sponsionstaxe.
(4) Die Verleihung des akademischen Grades

erfolgt durch Sponsion in feierlicher Form in
Anwesenheit des Rektors, an Hochschulen mit
Fakultätsgliederung auch des zuständigen Dekans
durch einen ordentlichen Hochschulprofessor als
Promotor.

(5) Die Verleihung des akademischen Grades
ist zu beurkunden. Die Urkunden können auf
Beschluß der obersten akademischen Behörde der
im § 1 erwähnten Hochschulen auch in latei-
nischer Sprache verfaßt werden. In der Urkunde
ist ersichtlich zu machen, daß es sich um einen
Absolventen der volkswirtschaftlichen Studien-
richtung handelt.

(6) Absolventen der volkswirtschaftlichen Stu-
dienrichtung sind nach Maßgabe einer besonderen
Studienordnung zur Erwerbung des Doktorates
der Sozial- und Wirtschaftswissenschaften zuzu-
lassen.

§ 11. Ü b e r g a n g s - u n d S c h l u ß b e s t i m -
mungen

(1) Das Wintersemester 1966/67 ist ordent-
lichen Hörern, die in diesem Semester Lehrver-
anstaltungen einer der durch das Bundesgesetz
über sozial- und wirtschaftswissenschaftliche Stu-
dienrichtungen geschaffenen Studienrichtungen
inskribiert haben, in die gemäß § 2 festgesetzte
Studiendauer einzurechnen (§ 45 Abs. 8 des All-
gemeinen Hochschul-Studiengesetzes).

(2) Im Wintersemester 1966/67 inskribierte
Lehrveranstaltungen gelten auch dann als ord-

nungsgemäß inskribiert, wenn sie nach dem
Studienplan erst in einem der folgenden Semester
zu inskribieren wären.

(3) Lehrveranstaltungen, die nach dem Studien-
plan im Wintersemester 1966/67 hätten inskri-
biert werden sollen, sind bis zum Antreten zur
nächsten Diplomprüfung nachzuholen.

(4) Ordentliche Hörer der Staatswissenschaften,
ordentliche Hörer der Hochschule für Welthandel
sowie ordentliche Hörer der Wirtschaftswissen-
schaften an der Rechts- und staatswissenschaft-
lichen Fakultät der Universität in Innsbruck
haben das Recht, sich zu Beginn des auf die Er-
lassung des Studienplanes durch das Professoren-
kollegium folgenden Semesters durch schriftliche
Erklärung den Bestimmungen dieser Studien-
ordnung sowie den Bestimmungen des Studien-
planes zu unterwerfen (§ 45 Abs. 8 des Allge-
meinen Hochschul-Studiengesetzes). In diesem
Falle werden die im Rahmen der erwähnten bis-
herigen Studien zurückgelegten einrechenbaren
Semester in die vorgeschriebene Studiendauer
eingerechnet und alle erfolgreich abgelegten Prü-
fungen anerkannt. Bei der Einrechnung der
Semester sind die Bestimmungen der Abs. 2
und 3 sinngemäß anzuwenden. Die Anerkennung
abgelegter Prüfungen hat mit der Maßgabe zu
erfolgen, daß allenfalls auf das volkswirtschaft-
liche Studium im Sinne dieser Verordnung
fehlende Prüfungen bis zur zweiten Diplom-
prüfung nachzuholen sind.

Piffl

1 0 0 . Verordnung des Bundesministeriums
für Unterricht vom 6. März 1967 über eine
Studienordnung für die betriebswirtschaft-
liche Studienrichtung (betriebswirtschaftliche

Studienordnung)

Auf Grund der Bestimmungen der §§ 2 bis 7
des Bundesgesetzes über sozial- und wirt-
schaftswissenschaftliche Studienrichtungen, BGBl.
Nr. 179/1966, in Verbindung mit den Bestim-
mungen des Allgemeinen Hochschul-Studien-
gesetzes, BGBl. Nr. 177/1966, wird verordnet:

§ 1 . E i n r i c h t u n g

(1) Die betriebswirtschaftliche Studienrichtung
ist an den Rechts- und staatswissenschaftlichen
Fakultäten der Universitäten in Graz und Inns-
bruck, an der Hochschule für Welthandel in
Wien sowie an der Sozial-, wirtschafts- und
rechtswissenschaftlichen Fakultät der Hochschule
für Sozial- und Wirtschaftswissenschaften in Linz
einzurichten.

(2) An der Hochschule für Welthandel in
Wien und an der Sozial-, wirtschafts- und rechts-
wissenschaftlichen Fakultät der Hochschule für
Sozial- und Wirtschaftswissenschaften in Linz
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sind alle acht Semester der betriebswirtschaft-
lichen Studienrichtung sogleich einzurichten. An
den Rechts- und staatswissenschaftlichen Fakul-
täten der Universitäten in Graz und Innsbruck
sind im Studienjahr 1966/67 die beiden ersten
Semester der betriebswirtschaftlichen Studien-
richtung einzurichten. In den Studienjahren
1967/68, 1968/69 und 1969/70 hat die Einrich-
tung von je zwei weiteren Semestern hinzuzu-
treten.

§ 2 . S t u d i e n a b s c h n i t t e u n d
S t u d i e n d a u e r

(1) Das betriebswirtschaftliche Studium besteht
aus zwei Studienabschnitten in der Dauer von je
vier Semestern.

(2) Der erste Studienabschnitt hat die Aufgabe,
in die Sozial- und Wirtschaftswissenschaften ein-
zuführen und die Grundlagen für die betriebs-
wirtschaftliche Berufsvorbildung zu vermitteln.

(3) Der zweite Studienabschnitt dient der Ver-
tiefung, Bildung und Ausbildung auf dem Ge-
biete der Betriebswirtschaftslehre.

(4) Jeder Studienabschnitt wird mit einer Di-
plomprüfung abgeschlossen.

(5) Die Zulassung zur zweiten Diplomprüfung
ist von der Approbation einer Diplomarbeit ab-
hängig.

(6) Der wissenstheoretischen und philosophi-
schen Vertiefung der Fachgebiete der betriebs-
wirtschaftlichen Studienrichtung ist durch Lehr-
veranstaltungen im Wahlfach „Philosophie" (§ 3
Abs. 2 lit. g), der Erfassung der Fachgebiete in
historischer, wissenschaftsgeschichtlicher und
soziologischer Weise in den Lehrveranstaltungen
des Pflichtfaches „Allgemeine Soziologie und
Sozialforschung" (§ 3 Abs. 2 lit. c) sowie in den
Lehrveranstaltungen der Wahlfächer „Geschichte"
und „Wirtschafts- und Sozialgeschichte" (§ 3
Abs. 2 lit. g) Rechnung zu tragen (§15 Abs. 5
des Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes).

§ 3 . P f l i c h t f ä c h e r u n d W a h l f ä c h e r
im e r s t e n S t u d i e n a b s c h n i t t

(1) Im ersten Studienabschnitt sind in jedem
Semester mindestens 20 Wochenstunden zu
inskribieren. Bei Inskription von wenigstens
15 Wochenstunden kann aber die geringere Zahl
von Wochenstunden in einem Semester durch
Inskription einer größeren Zahl von Wochen-
stunden in einem anderen Semester des ersten
Studienabschnittes ausgeglichen werden.

(2) Während des ersten Studienabschnittes sind
in den folgenden Pflicht- und Wahlfächern zu
inskribieren:

Das Professorenkollegium hat unter Berück-
sichtigung der an der betreffenden Hochschule
oder an einer anderen Hochschule des betreffen-
den Hochschulortes vorhandenen Lehr- und
Forschungseinrichtungen festzustellen, für welche
der unter lit. g genannten Fächer Lehrveranstal-
tungen im angegebenen Ausmaß durchgeführt
werden können.

(3) Die ordentlichen Hörer haben im ersten
Studienabschnitt aus den Pflicht- und Wahl-
fächern einschließlich der Übungen, Proseminare,
Seminare, Privatissima, Praktika, Arbeitsgemein-
schaften und Konversatorien insgesamt
68 Wochenstunden zu inskribieren. Über die im
Abs. 2 für jedes Pflicht- und Wahlfach festgelegte
Mindeststundenzahl hinaus hat das Profes-
sorenkollegium durch den Studienplan (§ 17 des
Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes) für wei-
tere Lehrveranstaltungen im Ausmaß von wenig-
stens 18 Wochenstunden vorzusorgen. Es hat
hiebei auf die vorhandenen Lehr- und For-
schungseinrichtungen sowie auf die Bildung wis-
senschaftlicher Schwerpunkte Bedacht zu nehmen.

(4) Soweit es zur Ergänzung und Abrundung
des Studiums erforderlich ist, kann das Profes-
sorenkollegium im Studienplan die ordentlichen
Hörer zur Ablegung von Vorprüfungen aus
höchstens zwei der im Abs. 2 lit. g erwähnten
Fächer nach Wahl des ordentlichen Hörers ver-
halten. Die Wahl desselben Faches als Wahlfach
gemäß Abs. 2 lit. g und als Vorprüfungsfach ist
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unzulässig. Aus jedem der Vorprüfungsfächer
sind Lehrveranstaltungen im Ausmaß von wenig-
stens 4 Wochenstunden zu inskribieren.

(5) Das Professorenkollegium hat bei der Er-
lassung des Studienplanes darauf zu achten, daß
die gemäß § 27 Abs. 2 des Allgemeinen Hoch-
schul-Studiengesetzes zwecks Zulassung zur ersten
Diplomprüfung zu fordernde Teilnahme an
Übungen, Proseminaren, Seminaren, Privatissima,
Praktika, Arbeitsgemeinschaften und Konversa-
torien den ordentlichen Hörern spätestens im
vierten Semester des ersten Studienabschnittes,
und zwar zu einem Zeitpunkt ermöglicht wird,
der die Ablegung der Einzelprüfungen der ersten
Diplomprüfung in gleichmäßigen zeitlichen Ab-
ständen gestattet.

(6) Die ordentlichen Hörer haben das von
ihnen gemäß Abs. 2 lit. g gewählte Wahlfach
anläßlich der Anmeldung zur ersten Diplom-
prüfung bekanntzugeben.

(7) Die nach Inskription der gemäß Abs. 2
lit. a bis f vorgeschriebenen Pflichtfächer, des
nach Abs. 2 lit. g zu wählenden Wahlfaches und
der allenfalls nach Abs. 4 zu wählenden Vor-
prüfungsfächer auf die im Abs. 1 festgelegte Zahl
von Wochenstunden noch fehlende Zahl von
Wochenstunden ist durch Inskription beliebiger
Lehrveranstaltungen als Freifächer zu erfüllen.
Die im Studienplan empfohlenen Freifächer sind
besonders zu beachten.

§ 4. Z u l a s s u n g z u r e r s t e n D i p l o m -
p r ü f u n g

Die Zulassung zur ersten Diplomprüfung setzt
voraus:

a) die Inskription von vier Semestern (§ 2
Abs. 1), während der nach Maßgabe des
Studienplanes die vorgesehenen Lehrveran-
staltungen aus den Pflichtfächern (§ 3
Abs. 2 lit. a bis f), dem Wahlfach (§ 3
Abs. 2 lit. g) und aus den allenfalls zu
wählenden Vorprüfungsfächern (§ 3 Abs. 4)
zu inskribieren sind;

b) hiebei ist das Studienbuch zur persönlichen
Vidierung den Vortragenden oder Leitern
derjenigen Lehrveranstaltungen vorzu-
legen, für welche das Professorenkollegium
dies gemäß § 10 Abs. 5 des Allgemeinen
Hochschul-Studiengesetzes aus pädagogi-
schen Gründen beschlossen hat;

c) insgesamt muß einschließlich der Frei-
fächer (§ 3 Abs. 7) die in § 3 Abs. 1 fest-
gesetzte Zahl von inskribierten Wochen-
stunden erreicht werden;

d) die positive Beurteilung der Teilnahme an
den im Studienplan vorgeschriebenen
Übungen, Proseminaren, Seminaren, Priva-
tissima, Praktika, Arbeitsgemeinschaften
und Konversatorien;

e) die Ablegung der gemäß § 3 Abs. 4 allen-
falls vorgeschriebenen Vorprüfungen. Die
für das Fach der Vorprüfungen in Betracht
kommenden Lehrveranstaltungen sind im
Rahmen des Studienplanes so anzusetzen,
daß die ordentlichen Hörer zu den Vor-
prüfungen spätestens am Ende des dritten
Semesters des ersten Studienabschnittes an-
treten können;

f) den Nachweis der Kenntnis einer für das
Studium der Sozial- und Wirtschafts-
wissenschaften wichtigen lebenden Fremd-
sprache (Englisch, Französisch, Italienisch,
Spanisch, Russisch) im Ausmaße des Lehr-
planes der Handelsakademie oder einer
allgemeinbildenden höheren Schule sowie
den Nachweis der Kenntnis des Rechnungs-
wesens im Ausmaße des Lehrplanes der
Handelsakademie oder des Abiturienten-
lehrganges der Handelsakademie. Soweit
die ordentlichen Hörer den Nachweis nicht
durch eine positive Note im Reifezeugnis
einer der erwähnten Schulen erbringen,
sind gleichwertige Nachweise vorzulegen.
Die Beurteilung der Gleichwertigkeit fällt
als Studienangelegenheit gemäß § 26 Abs. 2
lit. m, § 52 Abs. 2 lit. m des Hochschul-
Organisationsgesetzes in den autonomen
Wirkungsbereich des Professorenkolle-
giums. Ordentliche Hörer, welche die er-
wähnten Nachweise nicht durch das Reife-
zeugnis einer der erwähnten Schulen er-
bringen können, sind auf die Möglichkeit
der Inskription von Lehrveranstaltungen
aus lebenden Fremdsprachen und dem
Rechnungswesen als Freifächer gemäß § 3
Abs. 7 hinzuweisen;

g) die Bezahlung der Prüfungstaxe.

§ 5. E r s t e D i p l o m p r ü f u n g

(1) Die erste Diplomprüfung ist eine Gesamt-
prüfung, die in der Form von Teilprüfungen von
Einzelprüfern abzuhalten ist. Die Reihenfolge
der Prüfungsfächer hat der Kandidat bei der An-
meldung zur| Prüfung zu bestimmen.

(2) Mit der Ablegung der Teilprüfungen der
ersten Diplomprüfung kann frühestens nach
Inskription des vierten Semesters begonnen wer-
den. In den zweiten Studienabschnitt ist ein
Semester nur einrechenbar, wenn spätestens eine
Woche vor Ende der ordentlichen Inskriptions-
frist (§ 19 Abs. 3 des Allgemeinen Hochschul-
Studiengesetzes) die erste Diplomprüfung mit
Erfolg abgelegt wurde.

(3) Prüfungsgegenstände der ersten Diplom-
prüfung sind:

a) Österreichisches bürgerliches Recht, Han-
dels- und Wertpapierrecht;

b) Österreichisches Verfassungs- und Ver-
waltungsrecht;
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c) allgemeine Soziologie und Sozialfor-
schung;

d) Statistik und Mathematik für Sozial- und
Wirtschaftswissenschafter;

e) das Wahlfach gemäß § 3 Abs. 2 lit. g;

f) auf Antrag des Kandidaten eines oder
mehrere der gemäß § 3 Abs. 7 inskribierten
Freifächer.

(4) Die Teilprüfungen der ersten Diplom-
prüfung sind mündlich abzuhalten. Das
Professorenkollegium kann jedoch aus pädago-
gischen Gründen auch eine schriftliche Prüfung
aus „Österreichischem bürgerlichen Recht, Han-
dels- und Wertpapierrecht" (Abs. 3 lit. a) und
aus „Statistik und Mathematik für Sozial- und
Wirtschaftswissenschafter" (Abs. 3 lit. d) fordern.

§ 6. P f l i c h t f ä c h e r u n d W a h l f ä c h e r
im z w e i t e n S t u d i e n a b s c h n i t t

(1) Im zweiten Studienabschnitt sind in jedem
Semester mindestens 18 Wochenstunden zu
inskribieren, doch kann bei Inskription von
wenigstens 12 Wochenstunden die geringere Zahl
der Wochenstunden in einem Semester durch
Inskription einer größeren Zahl von Wochen-
stunden in einem anderen Semester des zweiten
Studienabschnittes ausgeglichen werden.

(2) Während des zweiten Studienabschnittes
sind aus den Pflicht- und Wahlfächern mindestens
zu inskribieren:

(3) Die ordentlichen Hörer haben im zweiten
Studienabschnitt aus den Pflicht- und Wahl-
fächern einschließlich der Übungen, Proseminare,
Seminare, Privatissima, Praktika, Arbeits-
gemeinschaften und Konversatorien insgesamt
60 Wochenstunden zu inskribieren. Über die im
Abs. 2 für jedes Pflicht- und Wahlfach festge-
legte Mindeststundenzahl hinaus hat das Pro-
fessorenkollegium durch den Studienplan für
weitere Lehrveranstaltungen im Ausmaß von
wenigstens 20 Wochenstunden vorzusorgen. Es
hat hiebei auf die vorhandenen Lehr- und
Forschungseinrichtungen sowie auf die Bildung
wissenschaftlicher Schwerpunkte Bedacht zu
nehmen.

(4) Die Bestimmungen des § 3 Abs. 6 und 7
gelten sinngemäß.

§ 7. Diplomarbeit

(1) Der Kandidat hat durch die selbständige
Bearbeitung eines Themas aus den Pflichtfächern
oder den von ihm gewählten Wahlfächern der
beiden Diplomprüfungen den Erfolg der wissen-
schaftlichen Berufsvorbildung durch eine Diplom-
arbeit (§ 25 Abs. 1 des Allgemeinen Hochschul-
Studiengesetzes) darzutun.

(2) Der Kandidat ist berechtigt, das Thema Her
Diplomarbeit aus einer Anzahl von Vorschlägen
der ihrem Fache nach zuständigen Hochschul-
professoren, Honorarprofessoren und Hochschul-
dozenten auszuwählen. Dem Angehörigen des
Lehrkörpers, welcher das Thema der Diplom-
arbeit vorgeschlagen hat, obliegt auch die Be-
treuung des Kandidaten bei der Ausarbeitung der
Diplomarbeit sowie ihre Begutachtung.

(3) Das Thema der Diplomarbeit darf frühe-
stens in den letzten zwei Wochen des zweiten
einrechenbaren Semesters des zweiten Studien-
abschnittes vergeben werden.

(4) Die Diplomarbeit muß in einem engen
thematischen Zusammenhang mit dem Fach Be-
triebswirtschaftslehre stehen.

(5) Die Diplomarbeit ist bei der Prüfungs-
kommission für die zweite Diplomprüfung ein-
zureichen.

§ 8. Z u l a s s u n g z u r z w e i t e n
D i p l o m p r ü f u n g

(1) Die Zulassung zur zweiten Diplomprüfung
setzt voraus:

a) die Inskription von vier Semestern (§ 2
Abs. 1), während der nach Maßgabe des
Studienplanes die vorgesehenen Lehrver-
anstaltungen aus den Pflichtfächern (§ 6
Abs. 2 lit. a, d und e) und aus den Wahl-
fächern (§ 6 Abs. 2 lit. b und c) zu ins-
kribieren sind. § 4 lit. b gilt sinngemäß;
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b) als erstes Semester des zweiten Studien-
abschnittes ist hiebei jenes zu zählen, das
nach der erfolgreichen Ablegung der ersten
Diplomprüfung inskribiert wurde oder zu
dessen Anfang diese Prüfung abgelegt
wurde;

c) die Approbation der Diplomarbeit, die
spätestens vier Monate vor dem Antritt
zum schriftlichen Teil der zweiten Diplom-
prüfung einzureichen ist.

(2) Die Bestimmungen des § 4 lit. c, d und g
gelten sinngemäß.

§ 9 . Z w e i t e D i p l o m p r ü f u n g

(1) Die zweite Diplomprüfung ist eine Gesamt-
prüfung, die in der Form einer kommissionellen
Prüfung von Einzelprüfern und dem Präses der
Prüfungskommission abzuhalten ist. Die Reihen-
folge der Prüfungsfächer wird vom Präses der
Prüfungskommission festgelegt.

(2) Mit der Ablegung der zweiten Diplom-
prüfung kann frühestens in den letzten sechs
Wochen des vierten in den zweiten Studien-
abschnitt einrechenbaren Semesters begonnen
werden.

(3) Prüfungsfächer der zweiten Diplomprüfung
sind:

a) allgemeine Betriebswirtschaftslehre. Falls
die Diplomarbeit nicht einem der anderen
Prüfungsfächer zuzuordnen ist, ist diese
Arbeit im Hinblick auf den geforderten
engen thematischen Zusammenhang im
Rahmen des Faches allgemeine Betriebs-
wirtschaftslehre zu prüfen;

b) die gemäß § 6 Abs. 2 lit. b gewählte
spezielle Betriebswirtschaftslehre;

c) die gemäß § 6 Abs. 2 • lit. c gewählte
weitere spezielle oder funktionale Be-
triebswirtschaftslehre;

d) Volkswirtschaftstheorie einschließlich der
Grundzüge der Volkswirtschaftspolitik und
der Grundzüge der Finanzwissenschaft;

e) nach Maßgabe der gemäß § 6 Abs. 2 lit. e
zu fassenden Beschlüsse des Professoren-
kollegiums eines der in § 3 Abs. 2 lit. g
genannten Fächer, das bei der ersten Di-
plomprüfung nicht gewählt wurde;

f) auf Antrag des Kandidaten eines oder
mehrere der gemäß § 6 Abs. 4 in Ver-
bindung mit § 3 Abs. 7 inskribierten Frei-
fächer.

(4) Jede Teilprüfung besteht aus einer Prü-
fungsarbeit und einem mündlichen Prüfungsteil.
Die Zulassung zum mündlichen Prüfungsteil ist
von der positiven Beurteilung der Prüfungsarbei-
ten abhängig.

(5) Jede Prüfungsarbeit besteht aus einer prak-
tischen oder einer schriftlich-theoretischen Arbeit.
Die Prüfungskommission hat je nach der Art der

zu lösenden Aufgabe anzuordnen, ob die Prü-
fungsarbeit als Klausur-, Instituts- oder Haus-
arbeit anzufertigen ist.

(6) Der Zeitraum zwischen der Anfertigung
der Prüfungsarbeiten und dem Beginn des münd-
lichen Teiles der zweiten Diplomprüfung hat
zwei bis vier Wochen zu betragen. Der münd-
liche Teil der zweiten Diplomprüfung ist inner-
halb einer Woche abzuschließen.

§10. V e r l e i h u n g d e s a k a d e m i s c h e n
G r a d e s „ M a g i s t e r d e r S o z i a l - u n d

W i r t s c h a f t s w i s s e n s c h a f t e n "

(1) An die Absolventen der betriebswirtschaft-
lichen Studienrichtung wird der akademische
Grad „Magister der Sozial- und Wirtschafts-
wissenschaften", lateinische Bezeichnung „Ma-
gister rerum socialium oeconomicarumque", ab-
gekürzt „Mag. rer. soc. oec." verliehen.

(2) Um die Verleihung des akademischen
Grades ist beim Professorenkollegium anzusuchen.
Dem Gesuch sind folgende Nachweise anzuschlie-
ßen:

a) die Zeugnisse über die erste und zweite
Diplomprüfung;

b) die Approbation der Diplomarbeit;
c) die Einzahlung der Sponsionstaxe.

(3) Die Verleihung des akademischen Grades
erfolgt durch Sponsion in feierlicher Form in
Anwesenheit des Rektors, an Hochschulen mit
Fakultätsgliederung auch des zuständigen Dekans
durch einen ordentlichen Hochschulprofessor als
Promotor.

(4) Die Verleihung des akademischen Grades
ist zu beurkunden. Die Urkunden können auf
Beschluß der obersten akademischen Behörde der
im § 1 erwähnten Hochschulen auch in latei-
nischer Sprache verfaßt werden. In der Urkunde
ist ersichtlich zu machen, daß es sich um einen
Absolventen der betriebswirtschaftlichen Studien-
richtung handelt.

(5) Absolventen der betriebswirtschaftlichen
Studienrichtung sind nach Maßgabe einer beson-
deren Studienordnung zur Erwerbung des Dok-
torates der Sozial- und Wirtschaftswissenschaften
zuzulassen.

§ 11. Ü b e r g a n g s - u n d S c h l u ß b e s t i m -
m u n g e n

(1) Das Wintersemester 1966/67 ist ordent-
lichen Hörern, die in diesem Semester Lehrver-
anstaltungen einer der durch das Bundesgesetz
über sozial- und wirtschaftswissenschaftliche Stu-
dienrichtungen geschaffenen Studienrichtungen
inskribiert haben, in die gemäß § 2 festgesetzte
Studiendauer einzurechnen (§ 45 Abs. 8 des All-
gemeinen Hochschul-Studiengesetzes).
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(2) Im Wintersemester 1966/67 inskribierte
Lehrveranstaltungen gelten auch dann als ord-
nungsgemäß inskribiert, wenn sie nach dem
Studienplan erst in einem der folgenden Semester
zu inskribieren wären.

(3) Lehrveranstaltungen, die nach dem Studien-
plan im Wintersemester 1966/67 hätten inskri-
biert werden sollen, sind bis zum Antreten zur
nächsten Diplomprüfung nachzuholen.

(4) Ordentliche Hörer der Staatswissenschaften,
ordentliche Hörer der Hochschule für Welthandel
sowie ordentliche Hörer der Wirtschaftswissen-
schaften an der Rechts- und staatswissenschaft-
lichen Fakultät der Universität in Innsbruck
haben das Recht, sich zu Beginn des auf die Er-
lassung des Studienplanes durch das Professoren-
kollegium folgenden Semesters durch schriftliche
Erklärung den Bestimmungen dieser Studien-
ordnung sowie den Bestimmungen des Studien-
planes zu unterwerfen (§ 45 Abs. 8 des Allge-
meinen Hochschul-Studiengesetzes). In diesem
Falle werden die im Rahmen der erwähnten bis-
herigen Studien zurückgelegten einrechenbaren
Semester in die vorgeschriebene Studiendauer
eingerechnet und alle erfolgreich abgelegten Prü-
fungen anerkannt. Bei der Einrechnung der
Semester sind die Bestimmungen der Abs. 2
und 3 sinngemäß anzuwenden. Die Anerkennung
abgelegter Prüfungen hat mit der Maßgabe zu
erfolgen, daß allenfalls auf das betriebswirtschaft-
liche Studium im Sinne dieser Verordnung
fehlende Prüfungen bis zur zweiten Diplom-
prüfung nachzuholen sind.

Piffl

1 0 1 . Verordnung des Bundesministeriums
für Unterricht vom 6. März 1967 über eine
Studienordnung für die handelswissenschaft-
liche Studienrichtung (handelswissenschaft-

liche Studienordnung)

Auf Grund der Bestimmungen der §§ 2 bis 7
des Bundesgesetzes über sozial- und wirt-
schaftswissenschaftliche Studienrichtungen, BGBl.
Nr. 179/1966, in Verbindung mit den Bestim-
mungen des Allgemeinen Hochschul-Studien-
gesetzes, BGBl. Nr. 177/1966, wird verordnet:

§ 1 . E i n r i c h t u n g

Die handelswissenschaftliche Studienrichtung
ist an der Hochschule für Welthandel in Wien
einzurichten.

§ 2 . S t u d i e n a b s c h n i t t e u n d
S t u d i e n d a u e r

(1) Das handelswissenschaftliche Studium be-
steht aus zwei Studienabschnitten in der Dauer
von je vier Semestern.

(2) Der erste Studienabschnitt hat die Aufgabe,
in die Sozial- und Wirtschaftswissenschaften ein-
zuführen und die Grundlagen für die handels-
wissenschaftliche Berufsvorbildung zu vermitteln.

(3) Der zweite Studienabschnitt dient der Ver-
tiefung, Bildung und Ausbildung auf dem Ge-
biete der Handelswissenschaften.

(4) Jeder Studienabschnitt wird mit einer Di-
plomprüfung abgeschlossen.

(5) Die Zulassung zur zweiten Diplomprüfung
ist von der Approbation einer Diplomarbeit
abhängig.

(6) Der wissenstheoretischen und philosophi-
schen Vertiefung der Fachgebiete der handels-
wissenschaftlichen Studienrichtung ist durch
Lehrveranstaltungen im Wahlfach „Philosophie"
(§ 3 Abs. 2 lit. g), der Erfassung der Fachgebiete
in historischer, wissenschaftsgeschichtlicher und
soziologischer Weise in den Lehrveranstaltungen
des Wahlfaches „Allgemeine Soziologie und
Sozialforschung" (§ 3 Abs. 2 lit. f) sowie in den
Lehrveranstaltungen der Wahlfächer „Geschichte"
und „Wirtschafts- und Sozialgeschichte" (§ 3
Abs. 2 lit. g) Rechnung zu tragen (§15 Abs. 5
des Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes).

§ 3 . P f l i c h t f ä c h e r u n d W a h l f ä c h e r
im e r s t e n S t u d i e n a b s c h n i t t

(1) Im ersten Studienabschnitt sind in jedem
Semester mindestens 20 Wochenstunden zu
inskribieren. Bei Inskription von wenigstens
15 Wochenstunden kann aber die geringere Zahl
von Wochenstunden in einem Semester durch
Inskription einer größeren Zahl von Wochen-
stunden in einem anderen Semester des ersten
Studienabschnittes ausgeglichen werden.

(2) Während des ersten Studienabschnittes sind
in den folgenden Pflicht- und Wahlfächern zu
inskribieren:



556 24. Stück — Ausgegeben am 16. März 1967 — Nr. 101

Das Professorenkollegium hat unter Berück-
sichtigung der an der betreffenden Hochschule
oder an einer anderen Hochschule des betreffen-
den Hochschulortes vorhandenen Lehr- und
Forschungseinrichtungen festzustellen, für welche
der unter lit. g genannten Fächer Lehrveranstal-
tungen im angegebenen Ausmaß durchgeführt
werden können. Unzulässig ist die Wahl eines
Faches gemäß lit. g, das schon nach lit. f gewählt
wurde.

(3) Die ordentlichen Hörer haben im ersten
Studienabschnitt aus den Pflicht- und Wahl-
fächern einschließlich der Übungen, Proseminare,
Seminare, Privatissima, Praktika, Arbeitsgemein-
schaften und Konversatorien insgesamt
68 Wochenstunden zu inskribieren. Über die im
Abs. 2 für jedes Pflicht- und Wahlfach festgelegte
Mindeststundenzahl hinaus hat das Profes-
sorenkollegium durch den Studienplan (§ 17 des
Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes) für wei-
tere Lehrveranstaltungen im Ausmaß von wenig-
stens 18 Wochenstunden vorzusorgen. Es hat
hiebei auf die vorhandenen Lehr- und For-
schungseinrichtungen sowie auf die Bildung wis-
senschaftlicher Schwerpunkte Bedacht zu nehmen.

(4) Soweit es zur Ergänzung und Abrundung
des Studiums erforderlich ist, kann das Profes-
sorenkollegium im Studienplan die ordentlichen
Hörer zur Ablegung von Vorprüfungen aus
höchstens zwei der im Abs. 2 lit. g erwähnten
Fächer nach Wahl des ordentlichen Hörers ver-
halten. Die Wahl desselben Faches als Wahlfach
gemäß Abs. 2 lit. g und als Vorprüfungsfach ist
unzulässig. Aus jedem der Vorprüfungsfächer
sind Lehrveranstaltungen im Ausmaß von wenig-
stens 4 Wochenstunden zu inskribieren.

(5) Das Professorenkollegium hat bei der Er-
lassung des Studienplanes darauf zu achten, daß
die gemäß § 27 Abs. 2 des Allgemeinen Hoch-
schul-Studiengesetzes zwecks Zulassung zur ersten
Diplomprüfung zu fordernde Teilnahme an
Übungen, Proseminaren, Seminaren, Privatissima,
Praktika, Arbeitsgemeinschaften und Konversa-
torien den ordentlichen Hörern spätestens im
vierten Semester des ersten Studienabschnittes,
und zwar zu einem Zeitpunkt ermöglicht wird,
der die Ablegung der Einzelprüfungen der ersten
Diplomprüfung in gleichmäßigen zeitlichen Ab-
ständen gestattet.

(6) Die ordentlichen Hörer haben das von
ihnen gemäß Abs. 2 lit. g gewählte Wahlfach
anläßlich der Anmeldung zur ersten Diplom-
prüfung bekanntzugeben.

(7) Die nach Inskription der gemäß Abs. 2
lit. a bis e vorgeschriebenen Pflichtfächer, des nach
Abs. 2 lit. f und g zu wählenden Wahlfaches und
der allenfalls nach Abs. 4 zu wählenden Vor-
prüfungsfächer auf die im Abs. 1 festgelegte Zahl
von Wochenstunden noch fehlende Zahl von
Wochenstunden ist durch Inskription beliebiger
Lehrveranstaltungen als Freifächer zu erfüllen.
Die im Studienplan empfohlenen Freifächer sind
besonders zu beachten.

§ 4. Z u l a s s u n g z u r e r s t e n D i p l o m -
p r ü f u n g

Die Zulassung zur ersten Diplomprüfung setzt
voraus:

a) die Inskription von vier Semestern (§ 2
Abs. 1), während der nach Maßgabe des
Studienplanes die vorgesehenen Lehrveran-
staltungen aus den Pflichtfächern (§ 3
Abs. 2 lit. a bis e), dem Wahlfach (§ 3
Abs. 2 lit. f und g) und aus den allenfalls zu
wählenden Vorprüfungsfächern (§ 3 Abs. 4)
zu inskribieren sind;

b) hiebei ist das Studienbuch zur persönlichen
Vidierung den Vortragenden oder Leitern
derjenigen Lehrveranstaltungen vorzu-
legen, für welche das Professorenkollegium
dies gemäß § 10 Abs. 5 des Allgemeinen
Hochschul-Studiengesetzes aus pädagogi-
schen Gründen beschlossen hat;

c) insgesamt muß einschließlich der Frei-
fächer (§ 3 Abs. 7) die in § 3 Abs. 1 fest-
gesetzte Zahl von inskribierten Wochen-
stunden erreicht werden;

d) die positive Beurteilung der Teilnahme an
den im Studienplan vorgeschriebenen
Übungen, Proseminaren, Seminaren, Priva-
tissima, Praktika, Arbeitsgemeinschaften
und Konversatorien;
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e) die Ablegung der gemäß § 3 Abs. 4 allen-
falls vorgeschriebenen Vorprüfungen. Die
für das Fach der Vorprüfungen in Betracht
kommenden. Lehrveranstaltungen sind im
Rahmen des Studienplanes so anzusetzen,
daß die ordentlichen Hörer zu den Vor-
prüfungen spätestens am Ende des dritten
Semesters des ersten Studienabschnittes an-
treten können;

f) den Nachweis der Kenntnis einer für das
Studium der Sozial- und Wirtschafts-
wissenschaften wichtigen lebenden Fremd-
sprache (Englisch, Französisch, Italienisch,
Spanisch, Russisch) im Ausmaße des Lehr-
planes der Handelsakademie oder einer
allgemeinbildenden höheren Schule sowie
den Nachweis der Kenntnis des Rechnungs-
wesens im Ausmaße des Lehrplanes der
Handelsakademie oder des Abiturienten-
lehrganges der Handelsakademie. Soweit
die ordentlichen Hörer den Nachweis nicht
durch eine positive Note im Reifezeugnis
einer der erwähnten Schulen erbringen,
sind gleichwertige Nachweise vorzulegen.
Die Beurteilung der Gleichwertigkeit fällt
als Studienangelegenheit gemäß § 26 Abs. 2
lit. m, § 52 Abs. 2 lit. m des Hochschul-
Organisationsgesetzes in den autonomen
Wirkungsbereich des Professorenkolle-
giums. Ordentliche Hörer, welche die er-
wähnten Nachweise nicht durch das Reife-
zeugnis einer der erwähnten Schulen er-
bringen können, sind auf die Möglichkeit
der Inskription von Lehrveranstaltungen
aus lebenden Fremdsprachen und dem
Rechnungswesen als Freifächer gemäß § 3
Abs. 7 hinzuweisen;

g) die Bezahlung der Prüfungstaxe.

§ 5. E r s t e D i p l o m p r ü f u n g

(1) Die erste Diplomprüfung ist eine Gesamt-
prüfung, die in der Form von Teilprüfungen von
Einzelprüfern abzuhalten ist. Die Reihenfolge
der Prüfungsfächer hat der Kandidat bei der An-
meldung zur Prüfung zu bestimmen.

(2) Mit der Ablegung der Teilprüfungen der
ersten Diplomprüfung kann frühestens nach
Inskription des vierten Semesters begonnen wer-
den. In den zweiten Studienabschnitt ist ein
Semester nur einrechenbar, wenn spätestens eine
Woche vor Ende der ordentlichen Inskriptions-
frist (§ 19 Abs. 3 des Allgemeinen Hochschul-
Studiengesetzes) die erste Diplomprüfung mit
Erfolg abgelegt wurde.

(3) Prüfungsgegenstände der ersten Diplom-
prüfung sind:

a) Österreichisches bürgerliches Recht, Han-
dels- und Wertpapierrecht;

b) Österreichisches Verfassungs- und Ver-
waltungsrecht;

c) Statistik und Mathematik für Sozial- und
Wirtschaftswissenschafter;

d) das Wahlfach gemäß § 3 Abs. 2 lit. f;
e) das Wahlfach gemäß § 3 Abs. 2 lit. g;
f) auf Antrag des Kandidaten eines oder

mehrere der gemäß § 3 Abs. 7 inskribierten
Freifächer.

(4) Die Teilprüfungen der ersten Diplom-
prüfung sind mündlich abzuhalten. Das
Professorenkollegium kann jedoch aus pädago-
gischen Gründen auch eine schriftliche Prüfung
aus „Österreichischem bürgerlichen Recht, Han-
dels- und Wertpapierrecht" (Abs. 3 lit. a) und
aus „Statistik und Mathematik für Sozial- und
Wirtschaftswissenschafter" (Abs. 3 lit. c) fordern.

§ 6. P f l i c h t f ä c h e r u n d W a h l f ä c h e r
im z w e i t e n S t u d i e n a b s c h n i t t

(1) Im zweiten Studienabschnitt sind in jedem
Semester mindestens 18 Wochenstunden zu
inskribieren, doch kann bei Inskription von
wenigstens 12 Wochenstunden die geringere Zahl
der Wochenstunden in einem Semester durch
Inskription einer größeren Zahl von Wochen-
stunden in einem anderen Semester des zweiten
Studienabschnittes ausgeglichen werden.

(2) Während des zweiten Studienabschnittes
sind aus den Pflicht- und Wahlfächern mindestens
zu inskribieren:

(3) Zwecks Zulassung zur zweiten Diplom-
prüfung sind Vorprüfungen aus einer zweiten
fremden Wirtschaftssprache und aus den in
Abs. 2 lit. e genannten Fächern abzulegen. Die
Vorprüfungen entfallen aus denjenigen Fächern,
die Prüfungsfach bei der ersten Diplomprüfung
waren oder als Prüfungsfach gemäß Abs. 3 lit. e
gewählt werden. In jedem Vorprüfungsfach sind
im zweiten Studienabschnitt mindestens 4 Wo-
chenstunden zu inskribieren.
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(4) Die ordentlichen Hörer haben im zweiten
Studienabschnitt aus den Pflicht- und Wahl-
fächern sowie aus den Vorprüfungsfächern ein-
schließlich der Übungen, Proseminare, Seminare,
Privatissima, Praktika, Arbeitsgemeinschaften
und Konversatorien insgesamt 60 Wochenstunden
zu inskribieren. Über die im Abs. 2 für jedes
Pflicht- und Wahlfach sowie in Abs. 3 für jedes
Vorprüfungsfach festgelegte Mindeststundenzahl
hinaus hat das Professorenkollegium durch den
Studienplan für weitere Lehrveranstaltungen im
Ausmaß von wenigstens 20 Wochenstunden vor-
zusorgen. Es hat hiebei auf die vorhandenen
Lehr- und Forschungseinrichtungen sowie auf die
Bildung wissenschaftlicher Schwerpunkte Bedacht
zu nehmen.

(5) Die Bestimmungen des § 3 Abs. 6 und 7
gelten sinngemäß.

§ 7. Diplomarbeit

(1) Der Kandidat hat durch die selbständige
Bearbeitung eines Themas aus den Pflichtfächern
oder den von ihm gewählten Wahlfächern der
beiden Diplomprüfungen den Erfolg der wissen-
schaftlichen Berufsvorbildung durch eine Diplom-
arbeit (§ 25 Abs. 1 des Allgemeinen Hochschul-
Studiengesetzes) darzutun.

(2) Der Kandidat ist berechtigt, das Thema der
Diplomarbeit aus einer Anzahl von Vorschlägen
der ihrem Fache nach zuständigen Hochschul-
professoren, Honorarprofessoren und Hochschul-
dozenten auszuwählen. Dem Angehörigen des
Lehrkörpers, welcher das Thema der Diplom-
arbeit vorgeschlagen hat, obliegt auch die Be-
treuung des Kandidaten bei der Ausarbeitung der
Diplomarbeit sowie ihre Begutachtung.

(3) Das Thema der Diplomarbeit darf frühe-
stens in den letzten zwei Wochen des zweiten
einrechenbaren Semesters des zweiten Studien-
abschnittes vergeben werden.

(4) Die Diplomarbeit muß in einem engen
thematischen Zusammenhang mit dem Fach Be-
triebswirtschaftslehre stehen.

(5) Die Diplomarbeit ist bei der Prüfungs-
kommission für die zweite Diplomprüfung ein-
zureichen.

§ 8. Z u l a s s u n g z u r z w e i t e n
D i p l o m p r ü f u n g

(1) Die Zulassung zur zweiten Diplomprüfung
setzt voraus:

a) die Inskription von vier Semestern (§ 2
Abs. 1), während der nach Maßgabe des
Studienplanes die vorgesehenen Lehrveran-
staltungen aus den Pflichtfächern (§ 6
Abs. 2 lit. a und c), aus den Wahlfächern
(§ 6 Abs. 2 lit. b, d und e) und aus den
Vorprüfungsfächern (§ 6 Abs. 3) zu inskri-
bieren sind. § 4 lit. b gilt sinngemäß;

b) als erstes Semester des zweiten Studien-
abschnittes ist hiebei jenes zu zählen, das
nach der erfolgreichen Ablegung der ersten
Diplomprüfung inskribiert wurde oder zu
dessen Anfang diese Prüfung abgelegt
wurde;

c) die Approbation der Diplomarbeit, die
spätestens vier Monate vor dem Antritt
zum schriftlichen Teil der zweiten Diplom-
prüfung einzureichen ist.

(2) Die Bestimmungen des § 4 lit. c, d und g
gelten sinngemäß.

§ 9 . Z w e i t e D i p l o m p r ü f u n g

(1) Die zweite Diplomprüfung ist eine Gesamt-
prüfung, die in der Form einer kommissionellen
Prüfung von Einzelprüfern und dem Präses der
Prüfungskommission abzuhalten ist. Die Reihen-
folge der Prüfungsfächer wird vom Präses der
Prüfungskommission festgelegt.

(2) Mit der Ablegung der zweiten Diplom-
prüfung kann frühestens in den letzten sechs
Wochen des vierten in den zweiten Studien-
abschnitt einrechenbaren Semesters begonnen
werden.

(3) Prüfungsfächer der zweiten Diplomprüfung
sind:

a) allgemeine Betriebswirtschaftslehre. Falls
die Diplomarbeit nicht einem der anderen
Prüfungsfächer zuzuordnen ist, ist diese
Arbeit im Hinblick auf den geforderten
engen thematischen Zusammenhang im
Rahmen des Faches allgemeine Betriebs-
wirtschaftslehre zu prüfen;

b) die gemäß § 6 Abs. 2 lit. b gewählte
spezielle Betriebswirtschaftslehre;

c) Volkswirtschaftstheorie einschließlich der
Grundzüge der Volkswirtschaftspolitik und
der Grundzüge der Finanzwissenschaft;

d) die gemäß § 6 Abs. 2 lit. d gewählte fremde
Wirtschaftssprache;

e) das Wahlfach gemäß § 6 Abs. 2 lit. e;
f) auf Antrag des Kandidaten eines oder

mehrere der gemäß § 6 Abs. 5 in Verbin-
dung mit § 3 Abs. 7 inskribierten Frei-
fächer.

(4) Jede Teilprüfung besteht aus einer Prü-
fungsarbeit und einem mündlichen Prüfungsteil.
Die Zulassung zum mündlichen Prüfungsteil ist
von der positiven Beurteilung der Prüfungsarbei-
ten abhängig.

(5) Jede Prüfungsarbeit besteht aus einer prak-
tischen oder einer schriftlich-theoretischen Arbeit.
Die Prüfungskommission hat je nach der Art der
zu lösenden Aufgabe anzuordnen, ob die Prü-
fungsarbeit als Klausur-, Instituts- oder Haus-
arbeit anzufertigen ist
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(6) Der Zeitraum zwischen der Anfertigung
der Prüfungsarbeiten und dem Beginn des münd-
lichen Teiles der zweiten Diplomprüfung hat
zwei bis vier Wochen zu betragen. Der münd-
liche Teil der zweiten Diplomprüfung ist inner-
halb einer Woche abzuschließen.

§10. V e r l e i h u n g des a k a d e m i s c h e n
G r a d e s „ M a g i s t e r d e r S o z i a l - u n d

W i r t s c h a f t s w i s s e n s c h a f t e n "

(1) An die Absolventen der handelswissen-
schaftlichen Studienrichtung wird der akademi-
sche Grad „Magister der Sozial- und Wirtschafts-
wissenschaften", lateinische Bezeichnung „Ma-
gister rerum socialium oeconomicarumque", ab-
gekürzt „Mag. rer. soc. oec." verliehen.

(2) Bis 31. Dezember 1976 sind die Absolven-
ten der handelswissenschaftlichen Studienrichtung
berechtigt, anstatt des im Abs. 1 erwähnten aka-
demischen Grades den akademischen Grad „Di-
plom-Kaufmann", abgekürzt „Dipl.-Kfm.", zu
führen.

(3) Um die Verleihung des akademischen
Grades ist beim Professorenkollegium anzusuchen.
Dem Gesuch sind folgende Nachweise anzuschlie-
ßen:

a) die Zeugnisse über die erste und zweite
Diplomprüfung;

b) die Approbation der Diplomarbeit;
c) die Einzahlung der Sponsionstaxe.
(4) Die Verleihung des akademischen Grades

erfolgt durch Sponsion in feierlicher Form in
Anwesenheit des Rektors, an Hochschulen mit
Fakultätsgliederung auch des zuständigen Dekans
durch einen ordentlichen Hochschulprofessor als
Promotor.

(5) Die Verleihung des akademischen Grades
ist zu beurkunden. Die Urkunden können auf
Beschluß der obersten akademischen Behörde der
im § 1 erwähnten Hochschulen auch in latei-
nischer Sprache verfaßt werden. In der Urkunde
ist ersichtlich zu machen, daß es sich um einen
Absolventen der handelswissenschaftlichen Stu-
dienrichtung handelt.

(6) Absolventen der handelswissenschaftlichen
Studienrichtung sind nach Maßgabe einer beson-
deren Studienordnung zur Erwerbung des Dok-
torates der Sozial- und Wirtschaftswissenschaften
zuzulassen.

§ 11. Ü b e r g a n g s - u n d S c h l u ß b e s t i m -
m u n g e n

(1) Das Wintersemester 1966/67 ist ordent-
lichen Hörern, die in diesem Semester Lehrver-
anstaltungen einer der durch das Bundesgesetz
über sozial- und wirtschaftswissenschaftliche Stu-
dienrichtungen geschaffenen Studienrichtungen
inskribiert haben, in die gemäß § 2 festgesetzte
Studiendauer einzurechnen (§ 45 Abs. 8 des All-
gemeinen Hochschul-Studiengesetzes).

(2) Im Wintersemester 1966/67 inskribierte
Lehrveranstaltungen gelten auch dann als ord-
nungsgemäß inskribiert, wenn sie nach dem
Studienplan erst in einem der folgenden Semester
zu inskribieren wären.

(3) Lehrveranstaltungen, die nach dem Studien-
plan im Wintersemester 1966/67 hätten inskri-
biert werden sollen, sind bis zum Antreten zur
nächsten Diplomprüfung nachzuholen.

(4) Ordentliche Hörer der Staatswissenschaften,
ordentliche Hörer der Hochschule für Welthandel
sowie ordentliche Hörer der Wirtschaftswissen-
schaften an der Rechts- und staatswissenschaft-
lichen Fakultät der Universität in Innsbruck
haben das Recht, sich zu Beginn des auf die Er-
lassung des Studienplanes durch das Professoren-
kollegium folgenden Semesters durch schriftliche
Erklärung den Bestimmungen dieser Studien-
ordnung sowie den Bestimmungen des Studien-
planes zu unterwerfen (§ 45 Abs. 8 des Allge-
meinen Hochschul-Studiengesetzes). In diesem
Falle werden die im Rahmen der erwähnten bis-
herigen Studien zurückgelegten einrechenbaren
Semester in die vorgeschriebene Studiendauer
eingerechnet und alle erfolgreich abgelegten Prü-
fungen anerkannt. Bei der Einrechnung der
Semester sind die Bestimmungen der Abs. 2
und 3 sinngemäß anzuwenden. Die Anerkennung
abgelegter Prüfungen hat mit der Maßgabe zu
erfolgen, daß allenfalls auf das handelswissen-
schaftliche Studium im Sinne dieser Verordnung
fehlende Prüfungen bis zur zweiten Diplom-
prüfung nachzuholen sind.

Piffl

1 0 2 . Verordnung des Bundesministeriums
für Unterricht vom 6. März 1967 über eine
Studienordnung für die wirtschaftspäd-
agogische Studienrichtung (wirtschaftspäd-

agogische Studienordnung)

Auf Grund der Bestimmungen der §§ 2 bis 7
des Bundesgesetzes über sozial- und wirt-
schaftswissenschaftliche Studienrichtungen, BGBl.
Nr. 179/1966, in Verbindung mit den Bestim-
mungen des Allgemeinen Hochschul-Studien-
gesetzes, BGBl. Nr. 177/1966, wird verordnet:

§ 1. E i n r i c h t u n g

Die wirtschaftspädagogische Studienrichtung
ist an der Hochschule für Welthandel in Wien
einzurichten.

§ 2. S t u d i e n a b s c h n i t t e u n d
S t u d i e n d a u e r

(1) Das wirtschaftspädagogische Studium be-
steht aus zwei Studienabschnitten in der Dauer
von je vier Semestern.
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(2) Der erste Studienabschnitt hat die Aufgabe,
in die Sozial- und Wirtschaftswissenschaften ein-
zuführen und die Grundlagen für die wirtschafts-
pädagogische Berufsvorbildung zu vermitteln.

(3) Der zweite Studienabschnitt dient der Ver-
tiefung, Bildung und Ausbildung auf dem Ge-
biete der Wirtschaftspädagogik.

(4) Jeder Studienabschnitt wird mit einer Di-
plomprüfung abgeschlossen.

(5) Die Zulassung zur zweiten Diplomprüfung
ist von der Approbation einer Diplomarbeit
abhängig.

(6) Der wissenstheoretischen und philosophi-
schen Vertiefung der Fachgebiete der wirt-
schaftspädagogischen Studienrichtung ist durch
Lehrveranstaltungen im Wahlfach „Philosophie"
(§ 3 Abs. 2 lit. g), der Erfassung der Fachgebiete
in historischer, wissenschaftsgeschichtlicher und
soziologischer Weise in den Lehrveranstaltungen
des Pflichtfaches „Allgemeine Soziologie und
Sozialforschung" (§ 3 Abs. 2 lit. c) sowie in den
Lehrveranstaltungen der Wahlfächer „Geschichte"
und „Wirtschafts- und Sozialgeschichte" (§ 3
Abs. 2 lit. g) Rechnung zu tragen (§15 Abs. 5
des Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes).

§ 3 . P f l i c h t f ä c h e r u n d W a h l f ä c h e r
im e r s t e n S t u d i e n a b s c h n i t t

(1) Im ersten Studienabschnitt sind in jedem
Semester mindestens 20 Wochenstunden zu
inskribieren. Bei Inskription von wenigstens
15 Wochenstunden kann aber die geringere Zahl
von Wochenstunden in einem Semester durch
Inskription einer größeren Zahl von Wochen-
stunden in einem anderen Semester des ersten
Studienabschnittes ausgeglichen werden.

(2) Während des ersten Studienabschnittes sind
in den folgenden Pflicht- und Wahlfächern zu
inskribieren:

Das Professorenkollegium hat unter Berück-
sichtigung der an der betreffenden Hochschule
oder an einer anderen Hochschule des betreffen-
den Hochschulortes vorhandenen Lehr- und
Forschungseinrichtungen festzustellen, für welche
der unter lit. g genannten Fächer Lehrveranstal-
tungen im angegebenen Ausmaß durchgeführt
werden können. Auf das Wahlfach „Philosophie"
ist besonders Bedacht zu nehmen.

(3) Die ordentlichen Hörer haben im ersten
Studienabschnitt aus den Pflicht- und Wahl-
fächern einschließlich der Übungen, Proseminare,
Seminare, Privatissima, Praktika, Arbeitsgemein-
schaften und Konversatorien insgesamt
68 Wochenstunden zu inskribieren. Über die im
Abs. 2 für jedes Pflicht- und Wahlfach festgelegte
Mindeststundenzahl hinaus hat das Profes-
sorenkollegium durch den Studienplan (§ 17 des
Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes) für wei-
tere Lehrveranstaltungen im Ausmaß von wenig-
stens 18 Wochenstunden vorzusorgen. Es hat
hiebei auf die vorhandenen Lehr- und For-
schungseinrichtungen sowie auf die Bildung wis-
senschaftlicher Schwerpunkte Bedacht zu nehmen.

(4) Soweit es zur Ergänzung und Abrundung
des Studiums erforderlich ist, kann das Profes-
sorenkollegium im Studienplan die ordentlichen
Hörer zur Ablegung von Vorprüfungen aus
höchstens zwei der im Abs. 2 lit. g erwähnten
Fächer nach Wahl des ordentlichen Hörers ver-
halten. Die Wahl desselben Faches als Wahlfach
gemäß Abs. 2 lit. g und als Vorprüfungsfach ist
unzulässig. Aus jedem der Vorprüfungsfächer
sind Lehrveranstaltungen im Ausmaß von wenig-
stens 4 Wochenstunden zu inskribieren.

(5) Das Professorenkollegium hat bei der Er-
lassung des Studienplanes darauf zu achten, daß
die gemäß § 27 Abs. 2 des Allgemeinen Hoch-
schul-Studiengesetzes zwecks Zulassung- zur ersten
Diplomprüfung zu fordernde Teilnahme an
Übungen, Proseminaren, Seminaren, Privatissima,
Praktika, Arbeitsgemeinschaften und Konversa-
torien den ordentlichen Hörern spätestens im
vierten Semester des ersten Studienabschnittes,



24. Stück — Ausgegeben am 16. März 1967 — Nr. 102 561

und zwar zu einem Zeitpunkt ermöglicht wird,
der die Ablegung der Einzelprüfungen der ersten
Diplomprüfung in gleichmäßigen zeitlichen Ab-
ständen gestattet.

(6) Die ordentlichen Hörer haben das von
ihnen gemäß Abs. 2 lit. g gewählte Wahlfach
anläßlich der Anmeldung zur ersten Diplom-
prüfung bekanntzugeben.

(7) Die nach Inskription der gemäß Abs. 2
lit. a bis f vorgeschriebenen Pflichtfächer, des
nach Abs. 2 lit. g zu wählenden Wahlfaches und
der allenfalls nach Abs. 4 zu wählenden Vor-
prüfungsfächer auf die im Abs. 1 festgelegte
Zahl von Wochenstunden noch fehlende Zahl
von Wochenstunden ist durch Inskription be-
liebiger Lehrveranstaltungen als Freifächer zu
erfüllen. Die im Studienplan empfohlenen Frei-
fächer, insbesondere aber die Fächer „Wirt-
schafts- und Sozialgeschichte", „Wirtschaftsgeo-
graphie", „Warenwirtschaftslehre und Techno-
logie" und „fremde Wirtschaftssprachen" sind
besonders zu beachten.

§ 4. Z u l a s s u n g z u r e r s t e n D i p l o m -
p r ü f u n g

Die Zulassung zur ersten Diplomprüfung setzt
voraus:

a) die Inskription von vier Semestern (§ 2
Abs. 1), während der nach Maßgabe des
Studienplanes die vorgesehenen Lehrveran-
staltungen aus den Pflichtfächern (§ 3
Abs. 2 lit. a bis f), dem Wahlfach (§ 3
Abs. 2 lit. g) und aus den allenfalls zu
wählenden Vorprüfungsfächern (§ 3 Abs. 4)
zu inskribieren sind;

b) hiebei ist das Studienbuch zur persönlichen
Vidierung den Vortragenden oder Leitern
derjenigen Lehrveranstaltungen vorzu-
legen, für welche das Professorenkollegium
dies gemäß § 10 Abs. 5 des Allgemeinen
Hochschul-Studiengesetzes aus pädagogi-
schen Gründen beschlossen hat;

c) insgesamt muß einschließlich der Frei-
fächer (§ 3 Abs. 7) die in § 3 Abs. 1 fest-
gesetzte Zahl von inskribierten Wochen-
stunden erreicht werden;

d) die positive Beurteilung der Teilnahme an
den im Studienplan vorgeschriebenen
Übungen, Proseminaren, Seminaren, Priva-
tissima, Praktika, Arbeitsgemeinschaften
und Konversatorien;

e) die Ablegung der gemäß § 3 Abs. 4 allen-
falls vorgeschriebenen Vorprüfungen. Die
für das Fach der Vorprüfungen in Betracht
kommenden Lehrveranstaltungen sind im
Rahmen des Studienplanes so anzusetzen,
daß die ordentlichen Hörer zu den Vor-
prüfungen spätestens am Ende des dritten
Semesters des ersten Studienabschnittes an-
treten können;

f) den Nachweis der Kenntnis einer für das
Studium der Sozial- und Wirtschafts-
wissenschaften wichtigen lebenden Fremd-
sprache (Englisch, Französisch, Italienisch,
Spanisch, Russisch) im Ausmaße des Lehr-
planes der Handelsakademie oder einer
allgemeinbildenden höheren Schule sowie
den Nachweis der Kenntnis des Rechnungs-
wesens im Ausmaße des Lehrplanes der
Handelsakademie oder des Abiturienten-
lehrganges der Handelsakademie. Soweit
die ordentlichen Hörer den Nachweis nicht
durch eine positive Note im Reifezeugnis
einer der erwähnten Schulen erbringen,
sind gleichwertige Nachweise vorzulegen.
Die Beurteilung der Gleichwertigkeit fällt
als Studienangelegenheit gemäß § 26 Abs. 2
lit. m, § 52 Abs. 2 lit. m des Hochschul-
Organisationsgesetzes in den autonomen
Wirkungsbereich des Professorenkolle-
giums. Ordentliche Hörer, welche die er-
wähnten Nachweise nicht durch das Reife-
zeugnis einer der erwähnten Schulen er-
bringen können, sind auf die Möglichkeit
der Inskription von Lehrveranstaltungen
aus lebenden Fremdsprachen und dem
Rechnungswesen als Freifächer gemäß § 3
Abs. 7 hinzuweisen;

g) die Bezahlung der Prüfungstaxe.

§ 5. E r s t e D i p l o m p r ü f u n g

(1) Die erste Diplomprüfung ist eine Gesamt-
prüfung, die in der Form von Teilprüfungen von
Einzelprüfern abzuhalten ist. Die Reihenfolge
der Prüfungsfächer hat der Kandidat bei der An-
meldung zur Prüfung zu bestimmen.

(2) Mit der Ablegung der Teilprüfungen der
ersten Diplomprüfung kann frühestens nach
Inskription des vierten Semesters begonnen wer-
den. In den zweiten Studienabschnitt ist ein
Semester nur einrechenbar, wenn spätestens eine
Woche vor Ende der ordentlichen Inskriptions-
frist (§ 19 Abs. 3 des Allgemeinen Hochschul-
Studiengesetzes) die erste Diplomprüfung mit
Erfolg abgelegt wurde.

(3) Prüfungsgegenstände der ersten Diplom-
prüfung sind:

a) Österreichisches bürgerliches Recht, Han-
dels- und Wertpapierrecht;

b) Österreichisches Verfassungs- und Ver-
waltungsrecht;

c) allgemeine Soziologie und Sozialforschung;
d) Statistik und Mathematik für Sozial- und

Wirtschaftswissenschafter;
e) das Wahlfach gemäß § 3 Abs. 2 lit. g;
f) auf Antrag des Kandidaten eines oder

mehrere der gemäß § 3 Abs. 7 inskribierten
Freifächer.
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(4) Die Teilprüfungen der ersten Diplom-
prüfung sind mündlich abzuhalten. Das
Professorenkollegium kann jedoch aus pädago-
gischen Gründen auch eine schriftliche Prüfung
aus „Österreichischem bürgerlichen Recht, Han-
dels- und Wertpapierrecht" (Abs. 3 lit. a) und
aus „Statistik und Mathematik für Sozial- und
Wirtschaftswissenschafter" (Abs. 3 lit. d) fordern.

§ 6. P f l i c h t f ä c h e r u n d W a h l f ä c h e r
im z w e i t e n S t u d i e n a b s c h n i t t

(1) Im zweiten Studienabschnitt sind in jedem
Semester mindestens 18 Wochenstunden zu
inskribieren, doch kann bei Inskription von
wenigstens 12 Wochenstunden die geringere Zahl
der Wochenstunden in einem Semester durch
Inskription einer größeren Zahl von Wochen-
stunden in einem anderen Semester des zweiten
Studienabschnittes ausgeglichen werden.

(2) Während des zweiten Studienabschnittes
sind aus den Pflicht- und Wahlfächern mindestens
zu inskribieren:

(3) Die ordentlichen Hörer haben im zweiten
Studienabschnitt aus den Pflicht- und Wahl-
fächern einschließlich der Übungen, Proseminare,
Seminare, Privatissima, Praktika, Arbeits-
gemeinschaften und Konversatorien insgesamt
60 Wochenstunden zu inskribieren. Über die im
Abs. 2 für jedes Pflicht- und Wahlfach festge-
legte Mirideststundenzahl hinaus hat das Pro-
fessorenkollegium durch den Studienplan für
weitere Lehrveranstaltungen im Ausmaß von
wenigstens 20 Wochenstunden vorzusorgen. Es
hat hiebei auf die vorhandenen Lehr- und
Forschungseinrichtungen sowie auf die Bildung
wissenschaftlicher Schwerpunkte Bedacht zu
nehmen.

(4) Die Bestimmungen des § 3 Abs. 6 und 7
gelten sinngemäß.

§ 7. D i p l o m a r b e i t

(1) Der Kandidat hat durch die selbständige
Bearbeitung eines Themas aus den Pflichtfächern
oder den von ihm gewählten Wahlfächern der
beiden Diplomprüfungen den Erfolg der wissen-

schaftlichen Berufsvorbildung durch eine Diplom-
arbeit (§ 25 Abs. 1 des Allgemeinen Hochschul-
Studiengesetzes) darzutun.

(2) Der Kandidat ist berechtigt, das Thema der
Diplomarbeit aus einer Anzahl von Vorschlägen
der ihrem Fache nach zuständigen Hochschul-
professoren, Honorarprofessoren und Hochschul-
dozenten auszuwählen. Dem Angehörigen des
Lehrkörpers, welcher das Thema der Diplom-
arbeit vorgeschlagen hat, obliegt auch die Be-
treuung des Kandidaten bei der Ausarbeitung der
Diplomarbeit sowie ihre Begutachtung.

(3) Das Thema der Diplomarbeit darf frühe-
stens in den letzten zwei Wochen des zweiten
einrechenbaren Semesters des zweiten Studien-
abschnittes vergeben werden.

(4) Die Diplomarbeit muß in einem engen
thematischen Zusammenhang mit dem Fach
Wirtschaftspädagogik stehen.

(5) Die Diplomarbeit ist bei der Prüfungs-
kommission für die zweite Diplomprüfung ein-
zureichen.

§ 8. Z u l a s s u n g z u r z w e i t e n
D i p l o m p r ü f u n g

(1) Die Zulassung zur zweiten Diplomprüfung
setzt voraus:

a) die Inskription von vier Semestern (§ 2
Abs. 1), während der nach Maßgabe des
Studienplanes die vorgesehenen Lehrver-
anstaltungen aus den Pflichtfächern (§ 6
Abs. 2 lit. a bis c und e) und aus dem
Wahlfach (§ 6 Abs. 2 lit. d) zu inskribieren
sind. § 4 lit. b gilt sinngemäß;

b) als erstes Semester des zweiten Studien-
abschnittes ist hiebei jenes zu zählen, das
nach der erfolgreichen Ablegung der ersten
Diplomprüfung inskribiert wurde oder zu
dessen Anfang diese Prüfung abgelegt
wurde;

c) die Approbation der Diplomarbeit, die
spätestens vier Monate vor dem Antritt
zum schriftlichen Teil der zweiten Diplom-
prüfung einzureichen ist.

(2) Die Bestimmungen des § 4 lit. c, d und g
gelten sinngemäß.

§ 9 . Z w e i t e D i p l o m p r ü f u n g

(1) Die zweite Diplomprüfung ist eine Gesamt-
prüfung, die in der Form einer kommissionellen
Prüfung von Einzelprüfern und dem Präses der
Prüfungskommission abzuhalten ist. Die Reihen-
folge der Prüfungsfächer wird vom Präses der
Prüfungskommission festgelegt.

(2) Mit der Ablegung der zweiten Diplom-
prüfung kann frühestens in den letzten sechs
Wochen des vierten in den zweiten Studien-
abschnitt einrechenbaren Semesters begonnen
werden.
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(3) Prüfungsfächer der zweiten Diplomprüfung
sind:

a) allgemeine Pädagogik und Psychologie;
b) Wirtschaftspädagogik einschließlich Metho-

dik der wirtschaftswissenschaftlichen Fächer.
Falls die Diplomarbeit nicht einem der
anderen Prüfungsfächer zuzuordnen ist,
ist diese Arbeit im Hinblick auf den ge-
forderten engen thematischen Zusammen-
hang im Rahmen des Faches Wirtschafts-
pädagogik zu prüfen;

c) allgemeine Betriebswirtschaftslehre;
d) Grundzüge der Volkswirtschaftstheorie,

Volkswirtschaftspolitik und Finanzwissen-
schaft;

e) die gemäß § 6 Abs. 2 lit. d gewählte
spezielle Betriebswirtschaftslehre;

f) auf Antrag des Kandidaten eines oder
mehrere der gemäß § 6 Abs. 4 in Verbin-
dung mit § 3 Abs. 7 inskribierten Frei-
fächer.

(4) Jede Teilprüfung besteht aus einer Prü-
fungsarbeit und einem mündlichen Prüfungsteil.
Die Zulassung zum mündlichen Prüfungsteil ist
von der positiven Beurteilung der Prüfungsarbei-
ten abhängig.

(5) Jede Prüfungsarbeit besteht aus einer prak-
tischen oder einer schriftlich-theoretischen Arbeit.
Die Prüfungskommission hat je nach der Art der
zu lösenden Aufgabe anzuordnen, ob die Prü-
fungsarbeit als Klausur-, Instituts- oder Haus-
arbeit anzufertigen ist.

(6) Der Zeitraum zwischen der Anfertigung
der Prüfungsarbeiten und dem Beginn des münd-
lichen Teiles der zweiten Diplomprüfung hat
zwei bis vier Wochen zu betragen. Der münd-
liche Teil der zweiten Diplomprüfung ist inner-
halb einer Woche abzuschließen.

§10. V e r l e i h u n g d e s a k a d e m i s c h e n
G r a d e s „ M a g i s t e r d e r S o z i a l - u n d

W i r t s c h a f t s w i s s e n s c h a f t e n "

(1) An die Absolventen der wirtschaftspäd-
agogischen Studienrichtung wird der akademische
Grad „Magister der Sozial- und Wirtschaftswis-
senschaften", lateinische Bezeichnung „Magister
rerum socialium oeconomicarumque", abgekürzt
„Mag. rer. soc. oec." verliehen.

(2) Um die Verleihung des akademischen
Grades ist beim Professorenkollegium auzu-
suchen. Dem Gesuch sind folgende Nachweise an-
zuschließen:

a) die Zeugnisse über die erste und zweite
Diplomprüfung;

b) die Approbation der Diplomarbeit;
c) die Einzahlung der Sponsionstaxe.
(3) Die Verleihung des akademischen Grades

erfolgt durch Sponsion in feierlicher Form in
Anwesenheit des Rektors, an Hochschulen mit
Fakultätsgliederung auch des zuständigen Dekans

durch einen ordentlichen Hochschulprofessor als
Promotor.

(4) Die Verleihung des akademischen Grades
ist zu beurkunden. Die Urkunden können auf
Beschluß der obersten akademischen Behörde der
im § 1 erwähnten Hochschulen auch in lateini-
scher Sprache verfaßt werden. In der Urkunde
ist ersichtlich zu machen, daß es sich um einen
Absolventen der wirtschaftspädagogischen Stu-
dienrichtung handelt.

(5) Absolventen der wirtschaftspädagogischen
Studienrichtung sind nach Maßgabe einer beson-
deren Studienordnung zur Erwerbung des
Doktorates der Sozial- und Wirtschaftswissen-
schaften zuzulassen.

§ 11. Ü b e r g a n g s - u n d S c h l u ß b e s t i m -
mungen

(1) Das Wintersemester 1966/67 ist ordent-
lichen Hörern, die in diesem Semester Lehrver-
anstaltungen einer der durch das Bundesgesetz
über sozial- und wirtschaftswissenschaftliche Stu-
dienrichtungen geschaffenen Studienrichtungen
inskribiert haben, in die gemäß § 2 festgesetzte
Studiendauer einzurechnen (§ 45 Abs. 8 des All-
gemeinen Hochschul-Studiengesetzes).

(2) Im Wintersemester 1966/67 inskribierte
Lehrveranstaltungen gelten auch dann als ord-
nungsgemäß inskribiert, wenn sie nach dem
Studienplan erst in einem der folgenden Semester
zu inskribieren wären.

(3) Lehrveranstaltungen, die nach dem Studien-
plan im Wintersemester 1966/67 hätten inskri-
biert werden sollen, sind bis zum Antreten zur
nächsten Diplomprüfung nachzuholen.

(4) Ordentliche Hörer der Staatswissenschaf-
ten, ordentliche Hörer der Hochschule für Welt-
handel sowie ordentliche Hörer der Wirtschafts-
wissenschaften an der Rechts- und staatswissen-
schaftlichen Fakultät der Universität in Inns-
bruck haben das Recht, sich zu Beginn des auf
die Erlassung des Studienplanes durch das
Professorenkollegium folgenden Semesters durch
schriftliche Erklärung den Bestimmungen dieser
Studienordnung sowie den Bestimmungen des
Studienplanes zu unterwerfen (§ 45 Abs. 8 des
Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes). In die-
sem Falle werden die im Rahmen der erwähnten
bisherigen Studien zurückgelegten einrechenbaren
Semester in die vorgeschriebene Studiendauer
eingerechnet und alle erfolgreich abgelegten
Prüfungen anerkannt. Bei der Einrechnung der
Semester sind die Bestimmungen der Abs. 2
und 3 sinngemäß anzuwenden. Die Anerkennung
abgelegter Prüfungen hat mit der Maßgabe zu
erfolgen, daß allenfalls auf das wirtschaftspäd-
agogische Studium im Sinne dieser Verordnung
fehlende Prüfungen bis zur zweiten Diplom-
prüfung nachzuholen sind.
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1 0 3 . Verordnung des Bundesministeriums
für Unterricht vom 6. März 1967, mit der die
Prüfungstaxenverordnung abgeändert wird

Auf Grund des § 4 des Hochschultaxengesetzes,
BGBl. Nr. 102/1953, wird im Einvernehmen mit
dem Bundeskanzleramt und dem Bundesmini-
sterium für Finanzen verordnet:

Die Prüfungstaxenverordnung, BGBl. Nr. 142/
1953, in der Fassung der Verordnungen BGBl.
Nr. 17/1963 und 271/1965, wird abgeändert wie
folgt:

1. In § 1 Abs. 5 ist der Punkt nach lit. j durch
einen Beistrich zu ersetzen und anzufügen:

„k) die von den Studierenden der Sozial- und
Wirtschaftswissenschaften abzulegenden
Vorprüfungen je 20 S,

1) die erste Diplomprüfung zur Erlangung
des Magisteriums der Sozial- und Wirt-
schaftswissenschaften 160 S zuzüglich 22 S
für jede schriftliche Prüfung, die gemäß § 3
Abs. 4 des Bundesgesetzes über sozial- und
wirtschaftswissenschaftliche Studienrichtun-
gen, BGBl. Nr. 179/1966, vom Professoren-
kollegium neben der mündlichen Prüfung
aus dem gleichen Prüfungsfach gefordert
wird, und für jedes Freifach, aus dem der
Kandidat auf eigenen Antrag geprüft wird,

m) die zweite Diplomprüfung zur Erlangung
des Magisteriums der Sozial- und Wirt-
schaftswissenschaften 270 S zuzüglich 22 S

für jedes Freifach, aus dem der Kandidat
auf eigenen Antrag geprüft wird,

n) die Begutachtung der von den Studieren-
den der Sozial- und Wirtschaftswissen-
schaften zu verfassenden Diplomarbeit 70 S,

o) das Rigorosum zur Erlangung des Dokto-
rates der Sozial- und Wirtschaftswissen-
schaften 150 S zuzüglich 22 S für jedes
Freifach, aus dem der Kandidat auf eigenen
Antrag geprüft wird."

2. In § 6 ist nach lit. p einzuschalten:

„q) für die von den Studierenden der Sozial-
und Wirtschaftswissenschaften abzulegen-
den Prüfungen einschließlich der Diplom-
arbeit gilt § 1 Abs. 5 lit. k bis o sinn-
gemäß."

3. Nach § 6 ist einzuschalten:

„§ 6 a. P r ü f u n g s t a x e n an d e r H o c h -
s c h u l e f ü r S o z i a l - u n d W i r t s c h a f t s -

w i s s e n s c h a f t e n in L i n z

(1) Für die von den Studierenden der Sozial-
und Wirtschaftswissenschaften abzulegenden Prü-
fungen einschließlich der Diplomarbeit gilt § 1
Abs. 5 lit. k bis o sinngemäß.

(2) Für die von den Studierenden der Rechts-
wissenschaften abzulegenden Prüfungen gilt § 1
Abs. 5 lit. a bis e sinngemäß."
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